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Sehr geehrter Herr Abgeordneter Hering, 

 

ich bedanke mich sehr für die mir per E-Mail vom 9.7.2025 eröffnete Möglichkeit, als 

Sachverständiger zum Gesetzentwurf der Landesregierung (Drittes Gesetz zur Änderung des 

Friedhofs- und Bestattungsgesetzes, Drucks. 21/2378) Stellung nehmen zu können und übersende 

hiermit wie gewünscht vorab meine schriftlichen Einschätzungen. Meine Ausführungen 

beschränken sich insoweit auf die konkret vorgeschlagenen Anpassungen, sodass ich anderweitig 

gegebenenfalls bestehende Optimierungsmöglichkeiten jenseits der aktuell diskutierten Normen 

vorliegend nicht adressiere. 

 

Die vorgesehenen Modifikationen im Umgang mit tot geborenen Kindern bewirken moderate 

Spezifikationen der Situation betroffener Eltern und Elternteile. Einerseits führt hier die Loslösung 

von der bisherigen Alternativformulierung des § 9 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 FBG zwar zu einer Erweiterung 

des Kreises bestattungspflichtiger Leichen. Andererseits eröffnet § 9 Abs. 3 S. 1 FBG nF jedoch 

eine dringend erforderliche Bestattungsmöglichkeit für sogenannte Fehlgeborene. Indem die 

vorgeschlagene Regelung bereits den Bestattungswunsch eines einzelnen Elternteils genügen lässt, 

werden ethisch gebotene und menschenrechtlich verankerte Interessen der Betroffenen 

positivrechtlich ausgeformt. 
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Besonders begrüßenswert ist in diesem Zusammenhang der Umstand, dass mit § 9 Abs. 3 S. 2 FBG 

nF eine entsprechende Hinweispflicht für Einrichtungsträger statuiert wird. Damit reagiert der 

Gesetzgeber auf den Umstand, dass Betroffene in Bundesländern mit vergleichbaren Vorgaben 

allzu oft nicht über die bestehenden Bestattungsmöglichkeiten informiert werden, was die 

gesetzlichen Möglichkeiten dann leider leerlaufen lässt. Da die Erfahrungen in anderen Ländern 

zeigen, dass indes auch gesetzlich statuierte Hinweispflichten nicht durchgehend befolgt werden, 

könnte hier ergänzend an die Sanktionierung einer Verletzung der Hinweispflicht gedacht werden. 

Zu diesem Zwecke könnte in § 29 Abs. 1 Nr. 6 vor „§ 12“ folgender Einschub vorgenommen 

werden: „§ 9 Abs. 3 S. 2“. 

 

In diesem Kontext könnte zusätzlich noch erwogen werden, die immer noch starre Gewichtsgrenze 

des § 9 Abs. 2 S. 2 zu überdenken. Denn die (in Deutschland allgemein übliche) 500 Gramm-

Grenze hat keinerlei bestattungsrechtlichen Bezug, sondern geht alleine auf registerrechtliche und 

damit vorliegend sachfremde Überlegungen der Weltgesundheitsorganisation zurück (hierzu: 

Spranger, Sinn und Unsinn des Abgrenzens von Tot- und Fehlgeburt, in: Friedhofskultur Dezember 

2013, S. 40 f.). 

 

Die im Rahmen von § 10 Abs. 9 FBG beabsichtigten Anpassungen für die hessischen zweiten 

Leichenschauen scheinen sinn- und maßvoll. Angesichts der im wissenschaftlichen Schrifttum seit 

Jahrzehnten vorgetragenen massiven Mängel der ersten Leichenschau (siehe etwa 

Zack/Kaden/Riepenhausen/Rentsch/Kegler/Büttner, Fehler bei der Ausstellung der 

Todesbescheinigung - Eine Analyse von 10.000 Sterbefällen aus Mecklenburg, in: Rechtsmedizin 

2017, 516 ff.) stellt sich allerdings die Frage, warum die für die Kremationsleichenschau geltenden 

Maßstäbe nicht auch bei der ersten Leichenschau angelegt werden. Hierdurch könnte zugleich auf 

entsprechende Forderungen reagiert werden, die auch von Staatsanwaltschaften und 

Polizeibehörden formuliert werden. 

 

Die vorgesehenen Änderungen des § 13 FBG überzeugen. Gleiches gilt für die Verlängerung der 

Erdbestattungsfrist von 96 Stunden auf 10 Tage (§ 16 Abs. 1 S. 1 FBG nF). Eine Entzerrung von 

Bestattungs- und Beisetzungsfristen ist angesichts der gesamtgesellschaftlichen wie familiären 

Verhältnisse dringend angezeigt, da Angehörige mittlerweile im Regelfall nicht mehr vor Ort leben, 

sodass bereits für die Bewältigung gesetzlicher und administrativer Pflichten mehr Zeit benötigt 



 

 

wird. Durch die geplante Änderung werden zugleich zeitliche Probleme kompensiert, die sich aus 

dem Umstand ergeben, dass in Hessen Hirntote als bestattungspflichtige Leichen gelten (§ 9 Abs. 2 

S. 1 Nr. 1 letzte Alternative FBG), dass aber gleichzeitig bei Hirntoten die postmortale Organ- und 

Gewebeentnahme bis zu 72 Stunden lang möglich ist. 

 

Jenseits dieser tatsächlich erforderlichen Verbesserung sollte meines Erachtens gleichwohl erwogen 

werden, in § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 FBG die Worte „oder der Hirntod“ zu streichen und damit Hirntote 

künftig nicht mehr als bestattungspflichtige Leichen zu definieren. Denn das Konzept des Hirntodes 

wird ausschließlich im Transplantationsgesetz genutzt (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 TPG), um dort die 

postmortale Organ- und Gewebeentnahme zu ermöglichen. Da bei Hirntoten unter anderem die 

Atmung aufrechterhalten wird und bestimmte Vitalparameter vorliegen, können beispielsweise 

hirntote Frauen Kinder zur Welt bringen (siehe nur: 

Kinoshita/Kamohara/Kotera/Sagishima/Tashiro/Niimori, Healthy baby delivered vaginally from a 

brain‐dead mother, in: Acute Med Surg 2014, 211 ff., doi: 10.1002/ams2.95; 

Gal/Zimova/Antoni/Minarcikova/Ventruba/Hruban/Hrdy, Delivery of a Healthy Baby from a Brain-

Dead Woman After 117 Days of Somatic Support: A Case Report, in: Am J Case Rep 2021, doi: 

10.12659/AJCR.930926). 

 

Logischerweise zeigt sich, dass Hirntote insbesondere keinerlei Anzeichen von Verwesung 

aufweisen können – da anderenfalls die postmortale Organ- und Gewebeentnahme für 

Transplantationszwecke gar nicht mehr möglich wäre. Der Hirntod ist damit ein hochspezifisches 

transplantationsrechtliches Todeskriterium, das bestattungsrechtlich keinerlei Sinn macht. Dass die 

aktuelle Gesetzeslage in Hessen darüber hinaus sogar in Bezug auf den medizinisch indizierten 

Transport Hirntoter Probleme bereitet, sei hier nur der Vollständigkeit halber erwähnt (vgl. hierzu 

Frings/Jansen, Transport von Verstorbenen nach abgeschlossenem Nachweis des irreversiblen 

Hirnfunktionsausfalls zur Multiorganentnahme, in: MedR 2024 233 ff.). Tatsächlich ist Hessen 

daher auch das einzige Bundesland, dass Hirntote als bestattungspflichtige Leichen definiert. Aus 

den genannten Gründen sollte diese gesetzliche Schieflage dringend korrigiert werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Prof. Dr. Dr. Tade Spranger 

 









   

Hessischer Landtag       

Eingabe / Stellungnahme zum Entwurf des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes (FBG) 

eingereicht durch den Verband für Gedenkkultur e. V. 

 

 

1. Anlass und Ziel der Eingabe 

 

 

Der Verband für Gedenkkultur e. V. begrüßt die Überarbeitung des Friedhofs- und 
Bestattungsgesetzes (FBG), das bislang in der Regel alle zehn Jahre fortgeschrieben 
wurde. 

Wir nehmen jedoch mit Sorge wahr, dass im Rahmen der angekündigten 
„Modernisierung“ ökologische, kulturelle und rechtliche Standards teilweise 
geschwächt werden könnten. 

Bestattung ist nicht nur ein privates, sondern ein gesellschaftlich relevantes Thema – 
mit unmittelbaren Auswirkungen auf Klima, Bodenschutz, Gedenkkultur und 
Gemeinwohl. 

 

 

Ziel dieser Eingabe ist es, die Bedeutung der Erdbestattung als ökologisch 
nachhaltigste Bestattungsform hervorzuheben, Risiken einer Ausweitung der 
Feuerbestattung und privater Bestattungsformen aufzuzeigen und konkrete 
Änderungsvorschläge zu unterbreiten. 

 

 

2. Stellungnahme zu einzelnen Paragrafen des FBG 

 

§ 4 FBG – Friedhofszwang 

 

 Beibehaltung und Stärkung des Friedhofszwangs. 

 Friedhöfe sollen ausschließlich in öffentlicher oder gemeinnütziger 
Trägerschaft (Kommunen, Kirchen, Weltanschauungsgemeinschaften) 
verbleiben. 

 Keine Privatisierung hoheitlicher Aufgaben: Urnenbegräbniswälder dürfen 
nicht als Geschäftsmodell privater Betreiber etabliert werden. 

 



   

§ 19 FBG – Erdbestattung 

 

 Erdbestattung als Standardbestattungsform gesetzlich hervorheben. 

 Erleichterung der Vorschriften zur Sargpflicht, um religiöse und ökologische 
Bestattungsformen (z. B. Reerdigung) zu ermöglichen. 

 Ruhezeiten für Urnengräber an die von Erdbestattungen anpassen, um eine 
übermäßige Anhäufung von Asche in Gemeinschaftsgräbern zu vermeiden. 

 Einführung einer gesetzlichen Option auf eine kostenlose Grundbestattung für 
Organspender als gesellschaftliche Anerkennung. 

 

§ 20 FBG – Feuerbestattung 

 

 Strenge Genehmigungspflichten beibehalten (zweite Leichenschau, gesicherte 
Verwahrung der Asche). 

 Keine Ausweitung von Ascheverstreuung, Ascheteilung oder 
Privatgartenbestattungen: Diese bergen Risiken für Familienfrieden, Pietät und 
Eigentumsrechte. 

 

 

3. Ökologische, kulturelle und ethische Bewertung 

Feuerbestattung – ökologische Nachteile 

 Hoher Energieverbrauch, überwiegend aus fossilen Brennstoffen. 

 Emissionen von CO₂, Feinstaub, Dioxinen und Schwermetallen. 

 Vollständige Unterbrechung des natürlichen Stoffkreislaufs. 

 

Erdbestattung – Rückkehr zur Erde 

 

 Biologische Transformation: körpereigene Mikroorganismen zersetzen den 
Körper ohne chemische Zusätze. 

 Nährstoffe werden dem Boden zurückgeführt, Bodenleben und Biodiversität 
gefördert, Humus aufgebaut. 

 Ökologisch klimapositive Wirkung: Humusaufbau bindet CO₂, verbessert 
Wasserhaushalt und Bodenfruchtbarkeit. 

 Kulturell und religiös tief verankert, stärkt Gedenkkultur und Friedhofswesen. 



   

 

4. Weitere Anmerkungen und Forderungen 

 

 Urnenbegräbniswälder: Gefahr ökologischer Schäden (Bodenschutzverordnung, 
Nährstoffeintrag, Bodenverdichtung), fehlende Transparenz privater Betreiber. 

 Integration neuer, umweltfreundlicher Bestattungsformen: Zulassung von 
Reerdigung und alkalischer Hydrolyse nach ökologischer Prüfung. 

 Ablehnung von Flussbestattungen in kleinen Flüssen: Gefahr der 
Gewässerkontamination und Pietätsprobleme. 

 Grabmalregelung: Neutrale Formulierung „Einhaltung von Sozialstandards“ 
statt pauschalem Begriff „Kinderarbeit“. Konkrete Missstände sind 
nachzuweisen, Zertifizierungssysteme befürworten wir. 

 Transparenz im Gesetzgebungsverfahren: Veröffentlichung einer Synopse aller 
Änderungen und verpflichtende Anhörung relevanter Verbände im 
Sozialausschuss. 

 

 

 
 

5. Fazit 

Das FBG muss die Erdbestattung als ökologisch, kulturell und ethisch bevorzugte 
Bestattungsform klar im Gesetz verankern und fördern. 

Bestattung ist Teil unserer ökologischen Gesamtbilanz. Jede Feuerbestattung bedeutet 
zusätzliche CO₂-Belastung, jede Erdbestattung stärkt natürliche Kreisläufe. 

 

Wer stirbt, soll nicht in Rauch aufgehen – sondern in der Erde wirken, wie es seit 
Urzeiten vorgesehen ist. 

 
 

    Vorstandsvorsitzender Oswald Kurz 

 
 
        
 

Bensheim 14.08.2025 

 

        Verband für Gedenkkultur e.V. 

              Bad Nauheimer Str. 4 

                                64289 Darmstadt 
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per E-Mail 
 
An den 
Vorsitzenden des Innenausschusses 
Herrn Thomas Hering 
 
 
 

14. August 2025 
Az. 7.2.3.3. / Kl-mw 

 

Gesetzentwurf 
Landesregierung 
Drittes Gesetz zur Änderung des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes – Drucks. 21/2378 –  
hier: Öffentliche mündliche Anhörung des Innenausschusses des Hessischen Landtags 
Ihr Schreiben vom 09. Juli 2025 
Aktenzeichen: P 2.5 
sowie Änderungsantrag der Fraktion der Freien Demokraten-Drucks. 21/2498 – Ihre Mail vom 
08.08.2025 
 

 

Sehr geehrter Herr Hering, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

herzlich danken wir Ihnen für die Möglichkeit, zu dem o. g. Gesetzentwurf und den Änderungsantrag 
eine Stellungnahme abgeben zu können. Hiervon machen wir gerne Gebrauch. 
 
Das Friedhofs- und Bestattungsgesetz halten wir für sinnvoll und notwendig. Der Friedhofszwang 
und die Bestattungspflicht entsprechen der Würde der verstorbenen Person und ihrer Totenruhe. 
Wir begrüßen es sehr, dass die Hessische Landesregierung diese Werte weiterhin schützt. 
 

A. Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucks. 21/2378 
 
Wir begrüßen in § 9 Abs. 3 die Klarstellung des Rechts der Eltern auf die Bestattung ihres 
totgeborenen Kindes, das nicht unter § 9 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 fällt. Außerdem bewerten wir es positiv, 
dass in § 9 Abs. 3 Satz 2 festgelegt wird, dass der Träger, in dessen Einrichtung die Geburt erfolgt 
ist, sicherzustellen hat, dass mindestens ein Elternteil auf diese Bestattungsmöglichkeit hingewiesen 
wird. Damit wird der Forderung entsprochen, die wir schon in unserer Stellungnahme vom 
28. Mai 2018 aufgestellt haben. Eltern haben bei nichtbestattungspflichtigen Kindern die 
Wahlmöglichkeit zwischen Gemeinschaftsbestattung und individueller Bestattung. Dieses wird im 
Änderungsvorschlag nicht ganz deutlich. Da die individuelle Bestattung von Totgeburten oft mit 
hohen finanziellen Belastungen für junge Familien verbunden ist und Fehl- und Totgeburten 
mehrmals in Familien auftreten können, halten wir es für sinnvoll, wenn folgende Klarstellung in 

Frauenlobstraße 5 

65187 Wiesbaden 

Telefon: (0611) 3 60 08-0 
Telefax: (0611) 3 60 08-20 
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Abs. 3 erfolgt: „Totgeborene Kinder, die nicht unter Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 fallen, sind auf Verlangen 
eines Elternteils auf Kosten der Eltern zu bestatten. Ist die Geburt in einer medizinischen Einrichtung 
oder in Gegenwart eines Arztes erfolgt, hat deren Träger sicherzustellen, dass mindestens ein 
Elternteil auf die individuelle Bestattungsmöglichkeit und die Möglichkeit der 
Gemeinschaftsbestattung durch den Träger hingewiesen wird.“ Bislang beruht die 
Gemeinschaftsbestattung in Hessen nur auf einer Selbstverpflichtungserklärung der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft von 1999 und ist – anders als in Baden-Württemberg zum Beispiel – nicht 
gesetzlich geregelt. 
 
Daneben halten wir es aber für angezeigt, dem berechtigten Gewahrsamsinhaber eine Pflicht zur 
Bestattung aufzuerlegen, wenn die Angehörigen nichts veranlassen. Denn dadurch wird sicher-
gestellt, dass auch Embryonen, Föten und Kinder mit einem Geburtsgewicht von weniger als 
500 Gramm immer bestattet werden. Embryonen nehmen nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts bereits an der Menschenwürde teil. Bereits mit der Verschmelzung von 
Ei und Samenzelle bei Empfängnis entsteht durch identitätsstiftende Festlegung des genetischen 
Programms und Kraft der damit angelegten Entwicklungsperspektive menschliches Leben mit 
Würdeanspruch (BVerfGE 39, 1ff., 41; BVerfGE 88, 203ff., 251f.). Dieses entspricht auch der 
Auffassung der katholischen Bistümer. Dem Würdeanspruch, der allen Embryonen und Föten 
zukommt, kann mit der Verpflichtung der berechtigten Gewahrsamsinhaber zur Bestattung 
Rechnung getragen werden. Um die Kosten für den Gewahrsamsinhaber gering zu halten, ist es 
eine Gemeinschaftsbestattung denkbar. 
 
Des Weiteren regen wir an, in § 26 Abs. 2 Satz 1 und Satz 3 die Bezeichnungen Gemeindevorstand 
durch den Begriff Friedhofsträger zu ersetzen. Denn der Begriff Gemeindevorstand kann sich nur 
auf kommunale Friedhöfe beziehen. Wenn sich der Friedhof in kirchlicher Trägerschaft befindet, ist 
gerade nicht der Gemeindevorstand zuständig. 
 
Darüber hinaus halten wir folgende Regelung für änderungsbedürftig: 
 
Um sicherzustellen, dass Träger von Friedhöfen nur Gemeinden und Kirchen sein dürfen 
(§ 2 und § 3 FBG) empfiehlt es sich, den Gesetzestext in 2 Abs. 1 Satz 2 folgendermaßen zu 
formulieren: „Zur Erfüllung einzelner Aufgaben können sie sich Dritter bedienen.“ 
 
Wir würden es für sinnvoll halten, wenn das Gesetz eine Kostenregelung enthalten würde. Denn es 
sollte nicht aus Kostengründen auf eine angemessene Form der Bestattung verzichtet werden. 
Außerdem würden wir die Festlegung von Mindeststandards bei Bestattungen von Empfängerinnen 
und Empfängern von Sozialleistungen und von wohnungslosen Personen begrüßen. Bei diesen 
Menschen hat häufig nach § 13 Abs. 4 der örtlich zuständige Gemeindevorstand die erforderlichen 
Maßnahmen zu veranlassen. Hierbei muss der Gemeindevorstand auch § 9 Abs. 1 S. 1 beachten. 
In diesem wird ausdrücklich die Würde des Verstorbenen angeführt. Es wäre wünschenswert, wenn 
im Gesetz näher ausgeführt werden würde, wie eine Bestattung mindestens auszusehen hat, um 
dieser Würde zu entsprechen.  
 
§ 7 Abs. 3 regelt den Fall, dass die Kirche einen Friedhof betreibt, ohne Eigentümerin des 
Grundstücks zu sein. Dort ist in S. 1 die Formulierung „dürfen nur mit deren Zustimmung zu anderen 
Zwecken …“ nicht eindeutig genug, da man zunächst davon ausgeht, dass sich das Wort „deren“ 
auf „Eigentümerin des Grundstücks“ bezieht. Gemeint ist aber die Zustimmung des Friedhofsträgers. 
Dieses wird zwar dann durch S. 2 verdeutlicht. Aber wir empfehlen zur sofortigen Klarstellung 
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folgende Formulierung:  
 
„Friedhöfe oder Friedhofsteile, die eine Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft nach 
§ 3 in eigener Verantwortung unterhält, ohne Eigentümer des Friedhofsgrundstücks zu sein, dürfen 
nur mit Zustimmung dieser Kirchen, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft anderen 
Zwecken zugeführt werden.“ 
 
In dem Gesetz fehlt außerdem eine Regelung für den umgekehrten Fall, der ebenfalls vorkommt, 
dass die Kirchengemeinde der Kommune Grundstücke für deren kommunalbetriebenen Friedhof zur 
Verfügung stellt. Diese Konstellation entstand und entsteht häufig bei der Übertragung der 
Friedhofsträgerschaft von der Kirchengemeinde auf die Kommune. Auch für diese Fälle sollte der 
Anspruch einer Entschädigungszahlung für den Fall, dass die Kommune die Zustimmung zur 
Zuführung der Friedhofsgrundstücke zu anderen Zwecken verweigert, begründet werden. Darüber 
hinaus wäre eine eindeutige gesetzliche Regelung zweckmäßig, die besagt, dass alle das als 
Friedhof gewidmete Grundstück betreffenden Abgaben, Lasten und weitere Pflichten vom 
Friedhofsträger zu übernehmen sind und der Grundstückseigentümer insoweit davon befreit wird.  
 

B. Änderungsantrag der Fraktion der Freien Demokraten Drucks. 21/2498 
 
Wegen der sehr kurzen Frist von nur eine Woche werden nicht zu allen Punkten ausführliche 
Anmerkungen gemacht. 
 
In § 9 Abs. 3 begrüßen wir ausdrücklich die Ergänzung, dass bei einem fehlenden Verlangen der 
Eltern nach Bestattung dennoch durch den Träger der Einrichtung sicher zu stellen ist, dass eine 
Todgeburt oder Fehlgeburt unter würdigen Bedingungen bestattet wird. 
 
Zu den Tuchbestattungen in § 23 merken wir an, dass schon jetzt nach § 18 Abs. 2 Friedhofs- und 
Bestattungsgesetzt aus religiösen Gründen eine Bestattung ohne Sarg genehmigt werden kann. 
 
Zur Überführung ins Ausland, die in § 14 neu festgelegt werden soll, weisen wir auf § 27 Friedhofs- 
und Bestattungsgesetz hin. Dort ist festgelegt, dass durch das Friedhofs- und Bestattungsgesetz 
Richtlinien über den internationalen Leichentransport, Vereinbarungen mit anderen Staaten sowie 
die Bestimmungen über die Beförderungen von Leichen auf Eisenbahnen, auf dem Seewege, auf 
Binnenwasserstraßen oder auf dem Luftwege nicht berührt werden. Dieses bedeutet, dass Hessen 
keine landesgesetzliche Regelung treffen kann, die gegen eines dieser gesetzlichen Vorschriften 
verstößt. Dieses müsste im Einzelnen geprüft und belegt werden.  
 
Grundsätzlich sehen wir private Bestattungsplätze, das Anbringen und die private Aufbewahrung 
von Totenasche, Flussbestattungen u. ä. sehr kritisch und lehnen diese als Verstoß gegen die 
Menschenwürde, den postmortalen Achtungsanspruch und die Totenruhe ab.  
 
All diese Formen implizieren eine Aufhebung des Friedhofszwangs und damit einen erheblichen und 
in der Vielfalt der neuen Bestattungsformen sehr umfassenden Eingriff in die gewachsene 
Bestattungskultur mit weitreichenden Folgewirkungen. Wir plädieren für eine Beibehaltung des 
Friedhofszwangs und lehnen die neuen Bestattungsformen ab. 
 
Die katholische Kirche versteht sich in ihrer Glaubensperspektive als Gemeinschaft der Lebenden 
und der Toten. Aus Sicht der katholischen Kirche stellen die neuen Formen der Bestattung in dem 
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Entwurf für Katholiken keine geeigneten Optionen dar, weil sie in unterschiedlicher Weise 
grundlegende Aspekte des aus dem Glauben motivierten christlichen Totengedenkens vermissen 
lassen, nämlich insbesondere: den beständigen, gut zugänglichen Ort für individuelles und 
gemeinsames Totengedenken, das Anbringen des Namens als Symbol für die verstorbene Person 
mit ihrer Biografie und Würde sowie die Kennzeichnung der Grabstelle mit einem christlichen 
Hoffnungszeichen als Anknüpfungspunkt für das Gedenken und gelebte Verbundenheit im Glauben 
über den Tod hinaus.  
 
Neben der Sorge für die eigene, christliche Gedenk- und Bestattungskultur ist es jedoch ein 
wesentliches Anliegen der katholischen Kirche, an einer gesellschaftlichen Bestattungskultur 
mitzuwirken, die für alle Menschen hilfreiche und menschenwürdige Formen und Wege von 
Bestattung, Gedenken und Trauer eröffnet, auch für diejenigen, die den Glaubensbezug der Kirche 
nicht teilen. Aus diesem Anliegen heraus sind die folgenden Hinweise motiviert. Und vor diesem 
Hintergrund stehen wir der Einführung der neuen Formen kritisch gegenüber.  
 
Alle Formen der Naturbestattung außerhalb von Friedhöfen und Bestattungswäldern stellen 
Varianten der anonymen Bestattung dar. Die katholische Kirche steht der anonymen Bestattung 
ablehnend gegenüber, weil sie die verstorbene Person zum Verschwinden bringt, was zum 
Gedanken der einmaligen Würde dieser Person in Spannung steht. Dieser Schritt kann nicht 
rückgängig gemacht werden. Nur noch Personen, die an einer Verstreuung teilgenommen haben, 
können den Zusammenhang von Ort und Person in Erleben und Erinnerung herstellen. Hinzu 
kommt, dass das Verstreuen nicht auf ein Bleiben der Totenasche an diesem Ort, sondern auf das 
Verschwinden, Vergehen, Verwehen und Wegschwimmen angelegt ist, was die Relevanz des Ortes 
zusätzlich relativiert. Bewusst gewollt, mag das als passende Form erlebt werden. In der 
Vergangenheit hat sich jedoch gezeigt, dass die anonyme Bestattung häufig nicht wegen der Form 
selbst, sondern aus Kostengründen oder zur Vermeidung von Grabpflege gewählt wurde. Es kommt 
nicht selten vor, dass Hinterbliebene zu einem späteren Zeitpunkt einen Ort vermissen, an dem 
Trauer und Gedenken einen sichtbaren Anhaltspunkt finden und an dem tröstende 
Trauerhandlungen wie das Ablegen von Blumen durchgeführt werden können, und dieses Fehlen 
sich als Belastung ihres Trauerprozesses erweist. Sollten aus diesem unbefriedigten Bedürfnis 
heraus an beliebten Orten der Verstreuung (etwa einer Flussbrücke) dann doch namentliche 
Kennzeichnungen oder sonstige Markierungen zum Gedenken vorgenommen werden, würde ein 
nicht mehr anonymer Gedenkort jenseits des Friedhofs entstehen, der jedoch zu anderen Nutzungen 
in Spannung treten kann. 
 
Alle neuen Bestattungsformen haben gemeinsam, dass sie die betreffenden Verstorbenen der 
öffentlichen Wahrnehmbarkeit und insofern auch einem Anstoß zum Gedenken, insofern es an 
konkreten Orten anknüpft, entziehen. Insbesondere das Aushändigen in private Hände führt zu einer 
Privatisierung der Trauer und zu einer rein privaten Verantwortung für die sterblichen Überreste ohne 
öffentliche Rückbindung und Verantwortungsübernahme. Was mit der Totenasche geschieht, wird 
jeder öffentlichen Kontrolle und Regelung entzogen. Auch wenn davon ausgegangen werden kann, 
dass der Umgang mit der Urne zu Hause verantwortungs- und würdevoll geschieht, kann das zu 

Folgeproblemen führen: 
 
(1) Weit mehr als bei jeder sonstigen Grabform kann die Aufbewahrung zu Hause im Fall 
spannungsreicher Familienkonstellationen konfliktverschärfend wirken. 
(2) Die Ausweitung der Bestattungsarten jenseits des Friedhofszwangs macht die 

Entscheidungsfindung für die Einzelnen anspruchsvoller und damit breiter gestaltbar, aber auch 
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störungsanfälliger. Naturbestattungen außerhalb des Friedhofs und die Aufbewahrung zu Hause 
haben ausschließende Folgen für die Trauermöglichkeiten gegebenenfalls vieler weiterer Personen; 
dafür muss Verantwortung übernommen werden.  
(3) Trauerprozesse entwickeln sich, und private Konstellationen verändern sich. Es ist ungeklärt, 
wie mit einer zu Hause aufbewahrten Urne würdevoll umgegangen werden kann und soll, wenn ihre 
weitere Verwahrung nicht mehr als sinnvoll erachtet wird bzw. nicht mehr gewollt ist. 
(4) Gleichzeitig wird mit den neuen Formen ein Bereich von Bestattungen etabliert, bei denen 
eine Totenruhe überhaupt nicht mehr vorgesehen ist. Anstelle der Totenruhe greifen Formen einer 
"Inbesitznahme" etwa durch Angehörige, wodurch gemeinsame Orte des Gedenkens an einen 
verstorbenen Menschen entfallen. 
 
Mögliche Folgen für die persönliche Trauer aus seelsorglicher Sicht sind: 
 
(1) Zum Zeitpunkt der Entscheidung kann von Betroffenen mitunter kaum überblickt werden, 
welche Auswirkungen die gewählte Bestattungsform für die eigene Trauer haben wird. Häufig 
dominante Aspekte wie ökonomische Gründe und Vermeidung von Grabpflege führen nicht selten 
zu Entscheidungen, die im späteren Trauerprozess dann als belastend erlebt und gegebenenfalls 
bereut werden (das spätere Vermissen eines Trauerortes wurde bereits oben benannt).  
(2) Die zu erwartenden Abläufe bei den neuen Formen tendieren ihrer Art nach dazu, dass 
Bestattungsfeiern lediglich im kleinsten Kreis stattfinden oder ganz entfallen. Dadurch wird ein 
bereits bestehender Trend weiter verstärkt. Tritt das vermehrt ein, entfällt für viele ein wichtiger 
Schritt im Trauerprozess, an dem Solidarität durch Dasein bekundet, stärkende Gemeinschaft 
erfahren und  Schmerz geteilt werden kann. Das öffentliche Bestatten auf dem Friedhof hilft als 
Übergangsritus, die mit dem Tod eingetretene Trennung bewusst zu vollziehen, den Verstorbenen 
in die Totenruhe zu entlassen und in die eigene neue soziale Rolle, die der Verlust des Verstorbenen 
mit sich bringt, hineinzufinden. Fehlt ein solcher Schritt, kann das die Wahrnehmung der Realität 
des Todes verzögern und den Trauerprozess belasten. 
(3) Menschen, die gedenken wollen, aber nicht zu dem engsten Kreis gehören, wird die 
Möglichkeit genommen, bewusst und persönlich konkret Abschied zu nehmen, sei es durch die 
Teilnahme an der Verabschiedung als auch durch den Besuch des Grabes. 
(4) Der Friedhof steht als öffentlicher Ort, wo Verbundenheit mit und Zuwendung zum 
Verstorbenen zum Ausdruck gebracht und Solidarität auch mit anderen Trauernden erlebt werden 
kann, nicht zur Verfügung. 
 
Die Aufbewahrung oder das Verbringen der Totenasche an nicht öffentliche oder nicht erkennbare 
Orte signalisiert, dass Trauer und Gedenken rein privater Natur sind. Sie haben jedoch wesentlich 
auch eine gesellschaftliche Dimension. Eine gesellschaftliche Erinnerungs- und Trauerkultur lebt 
davon, dass die Toten vor allem über ihre Bestattungsorte sichtbar bleiben. Dies leisten in erster 
Linie die Friedhöfe. Dort knüpfen auch gesellschaftlich etablierte gemeinsame Formen des 
Gedenkens im Jahreskreis an, insbesondere zu den Totengedenktagen im November. In gewisser 
Weise kann der Friedhof diese Rolle auch für Verstorbene stellvertretend übernehmen, die nicht dort 
bestattet sind. Dies verlangt aber unbedingt, dass er als Ort der Bestattung und des Gedenkens ein 
breit angenommener, belebter Ort bleibt. Wandern neue Formen der Bestattung aus dem Friedhof 
aus, statt sich dort auszudifferenzieren, wird der Friedhof in dieser Funktion geschwächt.  
 
Durch die neuen Bestattungsformen außerhalb des Friedhofs werden Bestattungen auf dem 
Friedhof teurer werden, da die Friedhöfe bei geringerer Belegung dennoch unterhalten und 
kostendeckend geführt werden müssen; gleichzeitig verursachen manche der neu vorgesehenen 
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Formen weniger Kosten. Daher steigt die Gefahr, dass Menschen mit fehlenden finanziellen Mitteln 
schon rein aus ökonomischem Zwang auf Bestattungsformen zurückgeworfen werden, die sie zum 
Verschwinden bringen, ohne dass sie diese wünschen. Das betrifft die Frage einer namentlich 
vorhandenen Grabstelle ebenso wie die Frage, ob eine Feier zur Verabschiedung anlässlich der 
Beisetzung stattfindet oder nicht.  
 
Im Interesse einer Bestattungskultur, die allen Menschen Wert und Würde zuerkennt und diese 
sichtbar macht, muss einer solchen Entwicklung unbedingt aktiv vorgebeugt werden. 
 
Die Ausweitung der Bestattungsformen würde mit einem dem Entwurf entsprechenden Gesetz sehr 
schnell und sehr weitreichend erfolgen; dabei haben die neuen Möglichkeiten hohe Auswirkungen 
auf sehr persönliche Angelegenheiten.  
 
Der Selbstbestimmung stehen hohe Risiken einer Beschädigung gemeinsamer Trauerkultur 
gegenüber. Ein großer gesellschaftlicher Diskurs über Bestattungsformen oder deren Öffnung ist in 
Hessen in den letzten Monaten und Jahren nicht wahrnehmbar gewesen. Die vorgesehene Frist des 
Gesetzgebungsverfahrens ist kaum dazu geeignet, in breiterer Form eine öffentliche 
Meinungsbildung für die parlamentarische Meinungsbildung fruchtbar zu machen. Das erachten wir 
als sehr problematisch. Ein solcher breiter und langer Diskurs, an dem unterschiedlichste 
gesellschaftliche Gruppen mitwirken sollten, wäre eine wichtige Voraussetzung, die nicht gegeben 
ist. Träger der Bestattungs- und Trauerkultur sind nicht nur die in einem konkreten Fall unmittelbar 
betroffenen Personen, sondern weite Personenkreise aufgrund kulturell mittel- und langfristig 
aufgebauten Wissens sowie institutionelle Akteure im Feld (Bestatter, Kirchen und weitere 
Religionsgemeinschaften, Friedhofsverwalter, Trauerredner, ...) und deren komplexes und sensibles 
Zusammenspiel.  

 
Totenruhe bedeutet Ruhe der Toten. Sie bezieht sich auf den respektvollen Umgang mit 
Verstorbenen und auch den Schutz von Friedhöfen und Gedenkstätten. Durch § 168 StGB ist die 
Störung der Totenruhe ein Straftatbestand. Das Pietätsgefühl der Gesellschaft und das postmortale 
Persönlichkeitsrecht, der postmortale Achtungsanspruch der verstorbenen Person sollen gewahrt 
werden. Die neuen Bestattungsformen stellen einen Bruch mit der sensiblen Bestattungskultur dar. 
Die neuen Bestattungsformen verstoßen nach unserer Ansicht gegen die Sicherstellung der 
ungestörten Totenruhe. Außerdem wird dadurch der Kommerzialisierung des Umgangs mit 
Verstorbenen Vorschub geleistet. Schließlich ist zu beachten, dass gegenüber den individuellen und 
privaten Bedürfnissen auch die gemeinschaftlichen und solidarischen Aspekte des Totengedenkens 
gewahrt bleiben müssen.  
 
Die neuen Bestattungsformen müssen deshalb kritisch betrachtet werden, weil diese insbesondere 
mit dem zentralen Anliegen der Sicherstellung der ungestörten Totenruhe unvereinbar sind. Deutlich 
sehen wir zudem die Gefahr, dass mit den genannten Regelungen einer Kommerzialisierung des 
Umgangs mit Verstorbenen Vorschub geleistet wird.  
 
Wir halten es deshalb für sinnvoll und angemessen, auf die Aufnahme der neuen Bestattungsformen 
in das Bestattungsgesetz zu verzichten und den Friedhofszwang beizubehalten. 
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Insgesamt danken wir noch einmal für die Möglichkeit der Stellungnahme. Gleichzeitig hoffen wir, 
dass unsere Anmerkungen Berücksichtigung finden.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
i. A. 
 
 
 
 
           Rechtsanwältin Prof. Dr. Magdalene Kläver 
Stellvertretende Leiterin und Justiziarin des Kommissariats 
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Stellungnahme zum Dritten Gesetz zur Änderung des Friedhofs- 
und Bestattungsgesetzes (FGB) 

Sehr geehrter Herr Bauer,  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir danken Ihnen herzlich für die Möglichkeit, zum Entwurf des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes Stellung zu nehmen.  

Als Unsere Sternenkinder Hessen e.V., hessischer Landesverband der Selbsthilfe sowie 
als interdisziplinäres Team aus ehrenamtlich und hauptamtlich Engagierten mit 
langjähriger Erfahrung in der Begleitung trauernder Familien möchten wir unsere 
Perspektive in den Gesetzgebungsprozess einbringen. 

Zustimmung und Anerkennung 
Wir begrüßen ausdrücklich die Klarstellung in §9 Abs. 3, die Eltern das Recht auf eine 
individuelle Bestattung ihres totgeborenen Kindes zusichert. Diese Formulierung 
stärkt die Selbstbestimmung in einer existenziellen Ausnahmesituation. 

Besonders positiv sehen wir auch die Informationspflicht des geburtshilflichen 
Einrichtungsträgers: Mindestens ein Elternteil muss aktiv auf Bestattungs-
möglichkeiten hingewiesen werden. Frühzeitige, klare und sachliche Information 
stärkt in dieser sensiblen Lebenslange die Handlungsfähigkeit der Eltern und ist ein 
zentraler Bestanteil würdevoller Begleitung. 

Präzisierung und Ergänzungsvorschläge 
Wir schlagen vor, die aktuelle Formulierung des §9 Abs. 3 sprachlich und inhaltlich zu 
schärfen:  

„(3) Tot geborene Kinder, die nicht unter Abs. 2 Satz 2 fallen, sind auf Verlangen eines 
Elternteils auf Kosten der Eltern individuell zu bestatten. Ist die Geburt in einer 
Einrichtung erfolgt, hat deren Träger sicherzustellen, dass mindestens ein Elternteil 
auf das gesetzlich verankerte Bestattungsrecht sowie auf die Möglichkeit einer 
individuellen oder einer Gemeinschaftsbestattung hingewiesen wird.“ 

Unsere Sternenkinder Hessen e.V. • Kaiserstraße 5 • 63065 Offenbach Straße 35

An  

Innenausschuss des Hessischen Landtages 
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Diese Formulierung verdeutlicht, dass es sich nicht um eine „Bestattungsmöglichkeit“, 
sondern um ein Recht der Eltern handelt und schließt die Gemeinschaftsbestattung 
ausdrücklich mit ein. 

Gemeinschaftsbestattung allen Eltern ermöglichen 
Nach derzeitiger Rechtslage ist die Gemeinschaftsbestattung häufig auf Kinder 
außerhalb der 24. Schwangerschaftswoche beschränkt. Wir plädieren dafür, diese 
Form der Bestattung allen Familien offen zu halten, unabhängig von der 
Schwangerschaftswoche. Dies betrifft insbesondere Eltern, deren Kind nach der 24. 
Woche stirbt, sowie Familien in frühen Schwangerschaftswochen, die derzeit häufig 
nicht aktiv informiert oder gefragt werden. Darüber hinaus regen wir an, die 
gesetzliche Grundlage so zu erweitern, dass auch intrauterin verstorbene Zwillinge, 
die nach §31 PStG als Totgeburten gelten, auf Wunsch der Eltern in eine 
Gemeinschaftsbestattung aufgenommen werden können. 

Finanzielle Unterstützung für Familien 
Die individuelle Bestattungspflicht – etwa ab der 23. Schwangerschaftswoche – kann 
erhebliche finanzielle Belastungen für Familien mit sich bringen. Um hier eine faire 
und würdevolle Lösung zu schaffen, schlagen wir die Einführung eines einmaligen 
Bestattungskostenbeihilfebetrages vor, gekoppelt an das nicht mehr gezahlte 
Kindergeld im Todesfall. Die Höhe könnte sich an bisherigen Kindergeldsätzen 
orientieren – z.B. mit einem Betrag von 2.000 Euro. So wird eine würdevolle 
Bestattung für alle Familien realistisch umsetzbar.  

Regelungen für den Fall, dass Angehörige keine Veranlassung treffen 
Zur Sicherstellung der Bestattung aller Kinder – auch von Embryonen, Föten und 
Kindern unter 500 Gramm – halten wir es für notwendig, dem berechtigen 
Gewahrsamsinhaber eine gesetzliche Bestattungspflicht aufzuerlegen, sofern keine 
Angehörigen handeln. Dieses Regelung garantiert einen respektvollen Umgang mit 
allen verstorbenen Kindern.  

Fazit und Ausblick 
Wir appellieren an den Gesetzgeber, bei allen Änderungen das Wohl und die Würde 
der betroffenen Familien im Blick zu behalten. Konkret wünschen wir uns:  

• Wahlfreiheit zwischen individueller und gemeinschaftlicher Bestattung für 
alle Eltern,  

• eine klare und umfassende Informationspflicht durch Klinikträger, 
• die Öffnung der Gemeinschaftsbestattung für weitere Fallkonstellationen 

(z.B. Zwillinge, Frühschwangerschaften),  
• eine finanzielle Unterstützung in Form eines Bestattungskosten-

beihilfebetrages,  
• Eine gesetzliche Pflicht zur Bestattung in Ausnahmefällen. 

Wir hoffen, mit dieser Stellungnahme einen konstruktiven Betrag zur Weiter-
entwicklung des hessischen Bestattungsgesetzes geleistet zu haben und stehen für 
Rückfragen oder Austausch jederzeit zur Verfügung. 
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Sehr geehrter, lieber Herr Dransmann, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Namen der Evangelischen Kirchen in Hessen und der Diakonie Hessen danke ich 

Ihnen, zu dem oben genannten Gesetzesentwurf und dem Änderungsantrag eine 

Stellungnahme abgeben zu können. 

 

A) Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucks. 21/2378 
 

Teil I 
Die Evangelischen Kirchen in Hessen und die Diakonie Hessen begrüßen 

grundsätzlich die vorgelegten Änderungsvorschläge, die durch das Dritte Gesetz zur 

Änderung des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes vorgenommen werden sollen.  
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Die Aufnahme der Informationspflicht in der neu gefassten Regelung in § 9 Abs. 3 

sehen wir positiv. Eltern haben bei nicht-bestattungspflichtigen Kindern die 

Wahlmöglichkeit zwischen Gemeinschaftsbestattung und individueller Bestattung. 

Dies wird im Änderungsvorschlag unseres Erachtens aber nicht ganz deutlich.  

Wir schlagen daher zur Klarstellung vor: 

 

§ 9 n.F.: 
(3) Tot geborene Kinder, die nicht unter Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 fallen, sind auf  
Verlangen eines Elternteils auf Kosten der Eltern individuell zu bestatten. Ist die 
Geburt in einer medizinischen Einrichtung oder in Gegenwart einer Ärztin oder 

eines Arztes erfolgt, hat deren Träger sicherzustellen, dass mindestens ein Elternteil 
auf diese Bestattungsmöglichkeit die individuelle Bestattungsmöglichkeit und die 

Möglichkeit der Gemeinschaftsbestattung durch den Träger hingewiesen wird. 
 

Zum Hintergrund: Bislang beruht die Gemeinschaftsbestattung in Hessen nur auf einer 

Selbstverpflichtungserklärung der Deutschen Krankenhausgesellschaft von 1999 und 

ist – anders beispielsweise in Baden-Württemberg – nicht gesetzlich geregelt.  

 

Darüber hinaus bitten wir in § 26 Abs. 2 um eine redaktionelle Änderung. Dort heißt es 

in Satz 1 „Die Umbettung bedarf der Erlaubnis des Gemeindevorstands des 

Bestattungsorts im Einvernehmen mit dem Gesundheitsamt.“ Hier – und auch im 

dritten Satz - kann eigentlich nur dann der Gemeindevorstand gemeint sein, wenn es 

sich um einen kommunalen Friedhof handelt. Befindet sich der Friedhof in kirchlicher 

Trägerschaft, löst diese Vorschrift im konkreten Fall bei den kirchlichen 

Friedhofsverwaltungen Verwirrung aus. Die Entscheidung über einen 

Umbettungsantrag ist durch den Friedhofsträger, bei einem kirchlichen Friedhof durch 

den Kirchenvorstand, zu treffen. Diese Auffassung ist herrschende Meinung und wird 

allgemein und auch in der Fachliteratur vertreten. Die Bezeichnungen 

„Gemeindevorstand“ in Satz 1 und in Satz 3 sollte deshalb durch „Friedhofsträger“ 

ersetzt werden. Die Bezeichnung „Friedhofsträger“ ist nicht neu und taucht bereits an 

anderen Stellen im Gesetzestext auf (u.a. § 3 Abs. 3, § 6a Abs. 1, § 7 Abs. 6). 
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Teil II 
Zusätzlich greifen wir an dieser Stelle weitere Anmerkungen aus früheren 

Stellungnahmen nochmals auf, die bisher unberücksichtigt geblieben sind. 

 

§ 2 Abs. 3 Satz 2: 

Diese Vorschrift schreibt vor, dass auf einem Friedhof von Gestaltungsvorschriften 

ausgenommene Friedhofsteile geschaffen werden sollen. U.E. müssen Friedhofsteile 

zur freien Gestaltung zur Verfügung gestellt werden, um das Grundrecht der freien 

Entfaltung der Persönlichkeit gem. Art. 2 Abs. 1 GG nicht in unzulässiger Weise 

einzuschränken. Auf viel zitierte, ausführliche Abhandlungen in der Fachliteratur 

basierend auf zahlreichen Gerichtsurteilen wird Bezug genommen. 

 

§ 7 Abs. 3: 

§ 7 Abs. 3 FBG regelt den Fall, dass die Kirche einen Friedhof betreibt, ohne 

Eigentümerin des Grundstücks zu sein. Dort ist die Formulierung „dürfen nur mit deren 

Zustimmung anderen Zwecken …“ nicht eindeutig genug, da man zunächst davon 

ausgeht, dass sich das Wort „deren“ auf „Eigentümerin des Grundstücks“ bezieht. 

Gemeint ist aber die Zustimmung des Friedhofsträgers.  

Dieses Missverständnis greift auch Kurt Meixner in seinem Kommentar zum Friedhofs- 

und Bestattungsgesetz Hessen auf. Wir empfehlen daher folgende Formulierung:  

 

„Friedhöfe oder Friedhofsteile, die eine Kirche, Religions- oder Weltanschauungs-

gemeinschaft nach § 3 in eigener Verantwortung unterhält, ohne Eigentümer des 

Friedhofsgrundstücks zu sein, dürfen nur mit Zustimmung dieser Kirchen, 

Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft anderen Zwecken zugeführt 

werden.“  

 

In dem Gesetz fehlt außerdem eine Regelung für den umgekehrten Fall, der ebenfalls 

häufig vorkommt, dass die Kirchengemeinde der Kommune Grundstücke für deren 

kommunal betriebenen Friedhof zur Verfügung stellt. Diese Konstellation entstand und 

entsteht häufig bei der Übertragung der Friedhofsträgerschaft von der 

Kirchengemeinde auf die Kommune. Auch für diese Fälle sollte der Anspruch einer 

Entschädigungszahlung für den Fall, dass die Kommune die Zustimmung zur 
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Zuführung der Friedhofsgrundstücke zu anderen Zwecken verweigert, begründet 

werden. Darüber hinaus wäre eine eindeutige allgemeine gesetzliche Regelung 

zweckmäßig, die besagt, dass alle das als Friedhof gewidmete Grundstück 

betreffenden Abgaben, Lasten und weitere Pflichten vom Friedhofsträger zu 

übernehmen sind und der Grundstückseigentümer insoweit davon befreit wird. 

 

§ 26 Abs. 3: 

Der Grundsatz, dass Erd- und Urnenbestattungen bzw. Leichen und Aschen 

gleichgestellt sind, ist im Hessischen FBG nicht mehr als eigenständige Regelung 

verankert. Wir erachten diesen Grundsatz gerade im Hinblick auf das Recht auf 

Totenruhe als wichtig. Die Praxis zeigt, dass vermehrt Anträge auf Urnenumbettungen, 

die stets eine Störung der Totenruhe bedeuten, gestellt werden. Der Gesetzgeber hat 

bei Erlass des FBG versucht, das Verfahren der Urnenumbettung zu erleichtern. So 

ist unter § 26 Abs. 3 FBG die Urnenumbettung gesondert geregelt worden. Torsten 

Neckar schreibt in „Das Friedhofs- und Bestattungsrecht in Hessen“ (2. aktualisierte 

Auflage) zu Urnenumbettungen: 

 

„Für die Umbettung einer Aschenurne gelten dieselben Grundsätze, ganz gleich, 

ob die Urne bereits in einem belegten Grab oder einem Urnengrab unter oder über 

der Erde (Urnenwand) beigesetzt ist (…). Der Wortlaut des § 26 FBG ändert hieran 

nichts. Die Vorschrift ist verfassungskonform auszulegen. Art. 1 Abs. 1 GG 

verpflichtet die staatliche Gewalt, auch nach dem Tod des Menschen, dessen 

postmortale Menschenwürde zu schützen (…). Es ist daher kein Grund ersichtlich, 

der Totenruhe eines Eingeäscherten im Vergleich zum Erdbestatteten weniger 

gesetzliche Schutz beizumessen. Daher bedarf es nach § 26 Abs. 3 FBG auch bei 

der Umbettung einer Urne des Vorliegens „besonderer Gründe“, die die Wahrung 

der Totenruhe des Ein-geäscherten deutlich überwiegen müssen (…).“  

 

Unsererseits wird empfohlen, anstelle einer verfassungskonformen Auslegung der 

Vorschrift, durch Streichung und/oder Neufassung des § 26 Abs. 3 FBG bzw. der 

Ergänzung des Grundsatzes der Gleichstellung von Aschen und Leichen an 

geeigneter Stelle für Klarheit zu sorgen. 
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Schließlich: 
Wir würden es begrüßen, wenn das Gesetz eine Kostenregelung enthalten würde. 

Denn im Moment wird zum Teil aus Kostengründen aus Sicht Betroffener auf eine 

angemessene Form der Bestattung verzichtet. Zusätzlich sprechen wir uns für die 

Festlegung von Mindeststandards bei Bestattungen von Empfängerinnen und 

Empfängern von Sozialleistungen und Obdachlosen aus. Bei diesen Menschen hat 

häufig nach § 3 Abs. 4 der örtlich zuständige Gemeindevorstand die erforderlichen 

Maßnahmen zu veranlassen. Hierbei muss der Gemeindevorstand aber auch 

§ 9 Abs. 1 Satz 2 beachten. In diesem wird ausdrücklich die Würde des Verstorbenen 

angeführt. Es wäre daher wünschenswert, wenn im Gesetz näher ausgeführt werden 

würde, wie eine Bestattung mindestens auszusehen hat, um dieser Würde zu 

entsprechen. Hierdurch könnte verhindert werden, dass Gemeinden bei Bestattungen 

dieser Verstorbenen im Übermaß sparen und dadurch die Würde des oder der 

Verstorbennen in Frage gestellt wird. 

 

 

B) Änderungsantrag der Fraktion der Freien Demokraten – Drucks. 21/2498 
 

Wegen der sehr kurzen Frist von nur einer Woche war nur eine kursorische Prüfung 

möglich. 

 

- In § 9 Abs. 3 begrüßen wir die Ergänzung, dass bei einem fehlenden Verlangen 

der Eltern nach individueller Bestattung dennoch durch den Träger einer 

Einrichtung sicherzustellen ist, das eine Totgeburt oder Fehlgeburt im Sinne des 

§ 31 Abs. 2 PStV unter würdigen Bedingungen bestattet wird. 

 

- Die Zulassung privater Bestattungsplätze und weiterer Bestattungsformen 

außerhalb von Friedhöfen sehen die Evangelischen Kirchen kritisch. 

Wir kritisieren die Absicht, zentrale Teile der Friedhofs- und Bestattungspflicht 

aufzuheben, das Verstreuen von Totenasche und ihre private Aufbewahrung 

sowie Weiterverwendung zuzulassen, wie es insbesondere in den neuen §§ 4 

und 22 geregelt werden soll. 
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Auch wenn dies zunächst den Eindruck erweckt, mehr Freiraum für Wünsche 

Verstorbener und Angehöriger zu schaffen, wird durch die vorgeschlagenen 

Regelungen der Umgang mit der Asche Verstorbener zur Privatsache einzelner, 

in deren Besitz sie übergehen. Die private Aufbewahrung der Urne verwehrt 

unter Umständen weiteren Personenkreisen einen öffentlichen Trauerort, 

unabhängig vom Willen Verstorbener, derer Umgang mit Totenaschen wird den 

Wechselfällen des Lebens unterworfen. Zur Fürsorge Verpflichtete ziehen um, 

erkranken, versterben. Der Wille Verstorbener spielt spätestens dann keine 

Rolle mehr.  

Jegliche Form des Umgangs mit der Asche Verstorbener, die dazu führt, dass 

es keinen öffentlich zugänglichen Ort für Trauer und Gedenken gibt, ist aus den 

Erfahrungen der Trauerbegleitung und Seelsorge bei Trauernden als sehr 

schwierig zu bewerten. Insbesondere wenn es Konflikte unter Hinterbliebenen 

gibt, verschärft sich dieser Aspekt zusätzlich.  

Der Tod und der Abschied von den Verstorbenen werden so noch stärker aus 

der Mitte der Gesellschaft verdrängt. Bisher haben Trauerfeiern auf dem 

Friedhof, im Ruheforst, oder in Kirchen auch zur Sichtbarkeit des Todes und der 

Trauer in der Gesellschaft beigetragen. Diese Sichtbarkeit würde mehr und 

mehr verschwinden. Dadurch könnte es passieren, dass die Menschen 

aufgrund der Neuregelungen auch in ihrer Trauer und mit dem Abschied alleine 

gelassen werden. 

 

 

Die Evangelischen Kirchen in Hessen und die Diakonie Hessen freuen sich, wenn ihre 

Anmerkungen Berücksichtigung finden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Oberkirchenrat Pfarrer Dr. Martin Mencke 
Beauftragter der Evangelischen Kirchen 
Leiter des Evangelischen Büros Hessen 



                                                                                                                              
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Friedhofs- 
und Bestattungsgesetzes – Anhörung Drucks. 21/2378 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Unsere Hinweise beziehen sich auf den o. g. Gesetzentwurf der 

Landesregierung.  

Zu dem ebenfalls für die Anhörung vorgesehenen Entwurf der 

Fraktion der Freien Demokraten für ein Gesetz zur 

Modernisierung des Friedhofswesens und zur Erweiterung 

individueller Bestattungsformen – Drucks. 21/2498 – nehmen wir 

gesondert Stellung.  

 

Zu § 13 Abs. 4  

Wir lehnen die geplante Regelung in § 13 Abs. 4 FBG ab.  

Sie führt weiterhin zu einer Verantwortungsverschiebung zu 

Lasten der Kommunen und damit einhergehend zu Mehrkosten in 

sachlicher und möglicherweise personeller Hinsicht.  
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Wir haben uns in den letzten Jahren immer wieder dafür ausgesprochen, in § 13 Abs. 3 

FBG eine Regelung aufzunehmen, wonach die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung, in 

welcher die verstorbene Person zum Zeitpunkt ihres Todes gelebt hat, verpflichtet sein 

soll, die Sorgemaßnahmen und die Leichenschau nach Maßgabe des Gesetzes auch 

dann zu veranlassen, wenn Angehörige zwar aufgefunden werden, sich diese aber 

weigern, die entsprechenden Maßnahmen in die Wege zu leiten.  

Dieser Position entspricht der Gesetzentwurf mit der Regelung des § 13 Abs. 3 FBG.   

Doch direkt im nächsten Absatz wird diese klare Zuständigkeitstrennung wieder 

ausgehebelt. Denn nach § 13 Abs. 4 des Gesetzentwurfs soll der Gemeindevorstand 

zuständig sein, wenn keine Angehörigen nach Abs. 2 oder Personen nach Abs. 3 

vorhanden sind oder diese ihren Pflichten nach Abs. 1 und 3 nicht nachkommen.  

Wenn eine Leitung der benannten Einrichtungen die Maßnahmen nach Abs. 1 nicht 

veranlasst oder nicht veranlassen möchte, geht damit die Zuständigkeit auf den 

Gemeindevorstand über. Dies führt zwangsläufig zu einer Mehrbelastung der 

Ordnungsbehörden für das Leichenwesen.  

 

Aus Sicht der Friedhofsträger ist es daher dringend notwendig, dass in den Fällen des  

§ 13 Abs. 3 die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung auch dann in der Pflicht bleibt, 

wenn Angehörige sich weigern, die Totensorge zu übernehmen.  

Wir bitten daher, § 13 Abs. 4 FBG zu wie folgt zu fassen:  

 

„Der für den Sterbeort örtlich zuständige Gemeindevorstand hat die nach Abs. 1 

erforderlichen Maßnahmen zu veranlassen, wenn keine Angehörigen nach Abs. 2 oder 

Personen nach Abs. 3 vorhanden sind. oder ihren Pflichten nach Abs. 1 und 3 nicht 

nachkommen.“  

 

Wir hatten bereits das Hessische Innenministerium darauf hingewiesen, dass die 

Einrichtungen nach bisherigem Recht ihre Kosten für die Beisetzungen beim zuständigen 

Sozialhilfeträger geltend machen können. Nach Auskunft des Jugend- und Sozialamtes 

der Stadt Frankfurt lag die Zahl der Anträge für eine Kostenübernahme in derart 

gelagerten Fällen im Jahr 2023 bei 207 Fällen. Die Beisetzungen der Verstorbenen 

müsste z.B. in Frankfurt das Ordnungsamt veranlassen, was einen Anstieg der 

ordnungsrechtlichen Bestattungen um ca. 50 Prozent bedeuten würde. 
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Die Universitätsstadt Gießen zum Beispiel zählt zu den hessischen Städten, in denen 

besonders viele Sozialeinrichtungen vorhanden sind. Sie hat überdies eine weit über die 

Region hinausreichende Bedeutung für die Betreuung der Bevölkerung. Durch die 

geplante Änderung der Zuständigkeiten in § 13 FBG würde die Stadt Gießen finanziell und 

personell in einem erheblichen Ausmaß zusätzliche Belastungen erfahren. 

 

Im Ergebnis führt die nun geplante Änderung des § 13 Abs. 4 FBG zu einer 

Verantwortungsverschiebung zu Lasten der Städte und damit einhergehend zu 

Mehrkosten in sachlicher und gegebenenfalls auch in personeller Hinsicht. Sie 

verschlechtert die kommunale Position. Selbst in der Gesetzesbegründung wird die bloße 

Weigerung der Angehörigen als ausreichend angesehen.  

Hiermit können wir uns aus kommunaler Sicht nicht einverstanden erklären.   

 

Sofern die geplante Gesetzesänderung dennoch Realität werden sollte, sind aus unserer 

Sicht folgende Punkte gesetzlich zu regeln:  

 

1. Regelung der Aufgaben der Einrichtung 

Im FBG wäre zu regeln, was die Einrichtung im Vorfeld zur Ermittlung der 

Angehörigen zu tun hat, bevor der Fall an den Gemeindevorstand bzw. die 

entsprechend zuständige Gemeindebehörde abgegeben werden kann. Nach 

Hinweisen aus der Praxis kommt es hier zu Unklarheiten und Problemen, weil es 

„nur“ eine interne Anweisung des Innenministeriums dazu gibt. Wünschenswert ist 

eine klare Regelung im Gesetz.  

Darüber hinaus wäre eine gesetzliche Verpflichtung zur Übermittlung des 

Bestattungswunsches (sofern vorhanden) an den Gemeindevorstand angezeigt. 

Diese Regelung soll dazu führen, dass dem letzten Willen der verstorbenen 

Personen angemessen Rechnung getragen werden kann. Aus der Praxis wird uns 

berichtet, dass insbesondere Alten- und Pflegeheime den Bestattungswunsch der 

Verstorbenen oftmals nicht übermitteln, obwohl dieser, wie sich später auf 

Nachfrage hin herausstellt, bekannt ist. 
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2. Anpassung des KAG 

Zugleich ist aus Gründen der Rechtssicherheit das Kommunalabgabengesetz 

(KAG) anzupassen. Für die Benutzung kommunaler Bestattungseinrichtungen soll 

die Gemeinde auch Personen als Gebührenpflichtige bestimmen können, denen 

nach § 13 Abs. 1 bis 3 FBG die Sorgepflicht obliegt.  

Mit Schreiben vom 6.2.2020 und erneut mit Schreiben vom 26.02.2025 hatten wir 

das Hessische Innenministerium darauf hingewiesen, dass die Sorgepflicht nach 

§ 13 FBG und die Gebührenpflicht nach dem KAG nicht immer übereinstimmen. 

Das führt bei den Städten und Gemeinden zu Gebührenausfällen in 

nennenswertem Umfang.   

Das Problem zeigt sich in den Fällen, in denen eine Person die Bestattung eines 

Angehörigen veranlasst, die Gebühren selbst aber nicht bezahlen kann. Wendet 

sich die Kommune dann an andere Angehörige, die ebenfalls sorgepflichtig i.S.d. 

§ 13 FBG sind, kann sie nach aktueller Rechtslage von diesen keine Gebühren 

verlangen. Denn insoweit fehlt es bei diesen Angehörigen, welche die Bestattung 

nicht selbst beauftragt haben, an einer „willentlichen Inanspruchnahme“ der 

Leistung, die jedoch Voraussetzung für die Gebührenpflicht ist. In der Tat wird von 

den Gerichten angenommen, dass eine Benutzungsgebühr nur dann erhoben 

werden kann, wenn eine willentliche Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung 

– also in diesem Fall des Friedhofs - erfolgt ist.1  

Wir regen daher an, das Kommunalabgabengesetz um eine Regelung über 

Gebühren für öffentliche Leistungen, die keine Benutzungsgebühren sind, zu 

ergänzen. Eine solche Regelung existiert im baden-württembergischen 

Kommunalabgabengesetz. Dort heißt es in § 11 Abs. 1  

„Die Gemeinden und die Landkreise können für öffentliche Leistungen, die sie 
auf Veranlassung oder im Interesse Einzelner vornehmen, Gebühren erheben. 
…“  

 

 

 

 

 

 

                                            
1 z. B. OVG NRW v. 4.1.17 – 14 E 108/16 oder VG Saarland, 23.5.16 – 3 K 958/15 
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Zu § 13 Abs. 1: 

Wir regen an, die geplante Umformulierung des Abs. 1 nicht vorzunehmen. 

 

Der Gesetzesentwurf sieht die Aufnahme der Formulierung „insbesondere die Bestattung“ 

hinter dem Wort Sorgemaßnahmen in § 13 Abs. 1 FBG vor. Die neu geplante 

Formulierung könnte einen negativen Warncharakter mit sich bringen, da die Angehörigen 

nach einem Blick ins Gesetz zur Auffassung kommen könnten, mit der Veranlassung der 

Bestattung seien sie von weiteren Pflichten befreit. Hierdurch müssten die 

Ordnungsbehörden trotz Tätigwerden der Angehörigen ggf. weitere Maßnahmen bis hin 

zur Beisetzung veranlassen und es besteht die Gefahr einer höheren Zahl an 

Verwaltungsstreitverfahren, sofern Angehörige in Kostenerstattungsverfahren die 

Übernahmen der Kosten für Maßnahmen nach der Bestattung ablehnen. 

 

 

Zu § 13 Abs. 2: 

In der Begründung des Entwurfs zu § 13 Abs. 2 wird darauf hingewiesen, dass die 

Aufzählung der Angehörigen in Abs. 2 als Rangfolge zu verstehen ist.  

Wir bitten dringend darum, diesen wichtigen Punkt auch im Gesetzestext selbst 

klarzustellen. Eine klarstellende Regelung im Gesetz ist dringend geboten. Aus unserer 

Sicht bietet sich an, § 13 Abs. 2 um folgenden Satz zu ergänzen:  

 

 „Sie sind in der angegebenen Reihenfolge verantwortlich, sofern sie volljährig sind.  

 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Sandra Schweitzer 
Referatsleiterin 
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Stellungnahme zu den Gesetzesentwürfen Drucks. 21/2378 und 21/2498, Änderung des 
Friedhofs- und Bestattungsgesetzes 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zunächst dürfen wir uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme bedanken. Es soll im 
Folgenden zunächst auf den Gesetzentwurf 21/2378 im Einzelnen eingegangen werden (Teil 
A).  
Im Anschluss werden wir den weiteren aus Verbrauchersicht bestehenden Änderungsbedarf 
ansprechen sowie zum Gesetzentwurf der Fraktion der Freien Demokraten (21/2498) 
Stellung nehmen (Teil B).  
Abschließend nehmen wir evaluierend zu den Gesetzesänderungen im Jahr 2018 Stellung, 
soweit Verbraucherinteressen tangiert werden (Teil C). 
 
 
 
 
 
A. Gesetzentwurf 
 
Zu Nr. 1, Ergänzung in § 2 Abs. 4 Satz 2: 
 
Trotz des Eingriffes in die Satzungskompetenz der kommunalen Friedhofträger halten wir 
diese Ergänzung für sinnvoll. Um klarzustellen, dass es um den Lebensmittelpunkt 
außerhalb der Gemeinde geht, könnte dies sprachlich deutlicher gemacht werden, zum 
Beispiel die folgende Formulierung: „Dies gilt auch für frühere Einwohnerinnen und 
Einwohner, die zuletzt außerhalb der Gemeinde bei pflegenden Angehörigen, in einem 
Pflegeheim oder einer ähnlichen Einrichtung gelebt haben.“ 
 
 
Zu Nr. 2, Änderungen in Bezug auf tot geborene Kinder (§ 9 Absatz 2): 
 
Die Klarstellung in Satz 2 Nr. 2 wird wegen des Gleichlaufs mit den Regelungen des 
Personenstandsrechts (vgl. § 31 PStV) als sinnvoll angesehen. 



Das Bestattungsrecht der Eltern eines tot geborenen Kindes, das nicht unter die Definition 
von Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 fällt, eindeutig als solches zu benennen, erscheint für uns richtig. 
Auch die Einführung einer Hinweispflicht des Einrichtungsträger halten wir in diesem 
Zusammenhang für angemessen und sinnvoll. 
 
Unklar bleibt jedoch, ob die vielfältigen Vorgaben bezüglich einer Bestattung (z.B. 
hinsichtlich Fristen, Überführung, Friedhofpflicht usw.) auch dann anzuwenden sind, wenn in 
dieser Situation freiwillig das Bestattungsrecht ausgeübt wird. Wir halten es für sachgerecht, 
hier den Eltern, die eine Bestattung durchführen wollen, obwohl sie gesetzlich nicht dazu 
verpflichtet sind, größere Gestaltungsräume zuzubilligen und sie von den genannten 
verpflichtenden Vorgaben zu entbinden. 
 
 
Zu Nr. 5, Änderungen in § 13: 
 
Im Hinblick auf einen nun eindeutigen Wortlaut, halten wir es für sinnvoll, die 
Bestattungspflicht als wichtigste „Sorgemaßnahme“ wörtlich zu benennen. 
 
Die Streichung der „Adoptiveltern und -kinder“ aus der Aufzählung der Angehörigen wird von 
uns begrüßt. Sie sind den leiblichen Kindern bzw. Eltern ohnehin gleichgestellt und damit im 
Kreis der Sorgepflichtigen bereits enthalten. 
 
Die klarstellende Präzisierung der Pflicht zur Veranlassung von Sorgemaßnahmen durch die 
Einrichtungsleitung wird unsererseits begrüßt, weil dadurch Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung weitgehend vermieden werden sollten. Die genannten Voraussetzungen (keine 
Angehörigen vorhanden, Angehörige kommen Pflichten nicht nach) sind nunmehr 
sachgerecht formuliert und für die praktische Umsetzung besser geeignet.  
Nach der gewählten Formulierung treffen die Verpflichtungen nach Absatz 1 zukünftig auch 
Beauftragte der Einrichtungsleitung. Unklar ist allerdings, wer mit „deren Beauftrage“ gemeint 
ist. Da es hier um gesetzlich verbindliche Verpflichtungen, zum Beispiel auch zur 
Veranlassung der gesamten Bestattung, geht sollten Unklarheiten vermieden werden. Mit 
einer Übernahme einer Beauftragung würde nach unserem Verständnis die Beauftragten 
selbst zu Pflichtigen. 
 
 
Zu Nr. 6, Änderung der Bestattungsfristen in § 16 Absatz 1: 
 
Wir begrüßen die Verlängerung der Bestattungsfrist auf zehn Tage. Damit wird eine 
Angleichung an die Rechtslage in den meisten anderen Bundesländern vorgenommen, 
beispielsweise der von Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz oder Thüringen. Durch die 
Verlängerung der Frist erscheint die Regelung im gegenwärtigen Satz 2 in der Tat 
entbehrlich. 
 
 
 
 
B. Weiterer Änderungsbedarf im Bestattungsgesetz  
 
An dieser Stelle wollen wir die Möglichkeit wahrnehmen, auf weitere ausgewählte, aus 
Bürgersicht reformbedürftige Vorschriften zu verweisen: 
 
 
§ 2 Abs. 2 S. 1 Privatisierung 
 
Man sollte erwägen, (mehr) Privatisierungen zuzulassen, insbesondere zumindest 
ausdrücklich auch eine selbständige Verwaltungshilfe ermöglichen, wenn nicht sogar 



bestimmte Arten der Beleihung. Es bietet sich an, im Gesetz festzuschreiben, welche Art von 
Aufgabenübertragung zulässig sein soll. Der bundesweite Trend geht weiterhin dahin, private 
Unternehmen eigene Teile von Friedhöfen betreiben zu lassen. 
 
 
§ 2 Abs. 3 Satzungshoheit 
 
Das „Sie“ am Anfang des Absatzes sollte durch „Die Friedhofsträger“ ersetzt werden. 
Unseres Erachtens bedarf es einer entsprechenden Ermächtigungsgrundlage für die in 
Grundrechte eingreifenden satzungsrechtlichen Regelungen auch für die nicht 
gemeindlichen Träger nach § 3. 
 
 
§ 3 Sonstige Träger 
 
Es könnte in Betracht gezogen werden, etwa nach dem Vorbild Nordrhein-Westfalens oder 
Berlins auch Religionsgemeinschaften den eigenständigen Betrieb von Friedhöfen zu 
ermöglichen, die keine Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. So gibt es zum Beispiel 
bei Organisationen des muslimischen Glaubens regelmäßig keinen Körperschaftsstatus.  
 
 
§ 4 Friedhofszwang 
 
Wir halten die bestehenden Vorschriften zumindest für Urnen oder Asche für nicht mehr 
zeitgemäß und fordern, diese abzuschaffen oder wenigstens zu lockern. Ausnahmen sollten 
grundsätzlich dann zugelassen werden, wenn diese dem Wunsch der verstorbenen Person 
entsprechen. Dies würde den veränderten Vorstellungen und Wünschen eines großen Teils 
der Bevölkerung und einer zunehmend vollzogenen Praxis (an den bestehenden 
Vorschriften vorbei) gerecht werden. Gleiches gilt für die Entnahme von Teilen der 
Totenasche, um diese aufzubewahren oder Erinnerungsgegenstände daraus herzustellen. 
 
Unter anderem verschiedene von Aeternitas beauftragte, repräsentative (jeweils 
bundesweite) Studien zeigen deutlich, dass eine Mehrheit der Bevölkerung nicht mehr hinter 
dem Friedhofszwang für Urnen steht. So ergab eine Emnid-Umfrage bereits im Jahr 2016, 
dass 83 Prozent der Befragten kein ungutes Gefühl hätten, wenn ein Nachbar in seinem 
privaten Bereich eine Urne beisetzt oder aufbewahrt. Im Jahr 2022 haben laut einer Forsa-
Umfrage fast drei Viertel der Befragten (74 Prozent) den Friedhofszwang als veraltet 
angesehen. Ergebnisse aus einer Forsa-Studie aus dem Jahr 2025 bestätigen den Trend: 
So wünschen sich für ihre eigene Bestattung knapp ein Viertel der Befragten derzeit illegale 
Möglichkeiten (14 Prozent die Verstreuung in der freien Natur und 10 Prozent die 
Aufbewahrung oder Beisetzung der Urne bzw. Asche zu Hause oder im Garten). Teile der 
Totenasche zu entnehmen und diese in Amulette zu füllen oder Erinnerungsgegenständen 
herzustellen, findet eine große Mehrheit der Befragten von 77 Prozent grundsätzlich in 
Ordnung. 57 Prozent sind dafür, die Beisetzung von wasserlöslichen Urnen in ausgewählten 
größeren Flüssen zu erlauben. 
 
Vor diesem Hintergrund begrüßen wir den im Gesetzentwurf der Fraktion der Freien 
Demokraten (FDP, Drs. 21/2498) gegebenen Impuls der Auseinandersetzung mit neuen 
Bestattungs- oder beisetzungsformen. 
 
Die Aufnahme weiterer Bestattungsformen kommt den aktuellen Wünschen weiter Teile der 
Bevölkerung nach und gibt deutlich erweiterte Möglichkeiten zu individuell gestalteten 
Bestattungen. Als Vergrößerung der zur Verfügung stehenden Optionen sehen wir dies als 
Schritt in die richtige Richtung, um den Bedürfnissen und Wünschen der Angehörigen wie 
auch der zu Lebzeiten Vorsorgenden gerecht zu werden. 
 



a) „Flussbestattung“ als Aschebeisetzung in Flüssen 
 
Wir begrüßen die neu einzuführende Bestattungsform der Beisetzung von Totenasche auf 
ausgewählten Flüssen. Hier wäre Hessen (ggf. neben Rheinland-Pfalz) Vorreiter in 
Deutschland, wenngleich diese Form der Beisetzung beispielsweise in Österreich (Donau) 
oder den Niederlanden (Maas, Rhein) bereits seit einigen Jahren praktiziert und (auch für 
Verstorbene aus Deutschland genutzt) wird. Es ist deshalb nach unserer Einschätzung von 
einem Bedarf in der Bevölkerung auszugehen, insbesondere auch in einem Binnenland, in 
dem der Bezug der Menschen zu bestimmten Flüssen höher einzuschätzen sein könnte als 
zu Nord- oder Ostsee. Wir erwarten daher, dass diese Bestattungsform in Hessen 
angenommen werden wird, wenn einige organisatorische Punkte geklärt werden. 
 
Es ist sachgerecht, die Beachtung der Vorschriften des Wasserrechts ausdrücklich zu 
erwähnen. Daneben wäre in Erwägung zu ziehen, die nähere Bestimmung der räumlichen 
Bereiche, zum Beispiel anhand bestimmter Flusskilometer, in denen diese Beisetzungsform 
angeboten werden darf, wären ggf. in einer Bestattungsverordnung oder 
Verwaltungsvorschriften zu regeln. 
 
b) Ausbringen der Asche außerhalb von Friedhöfen 
 
Dem Beispiels Bremens folgend soll nach dem Gesetzentwurf Drs. 21/2498 zukünftig 
zulässig sein, die Asche außerhalb von Friedhöfen auszubringen, d.h. zu verstreuen oder 
vergraben. Diese Möglichkeit wird seitens der Bevölkerung vielfach gewünscht und von uns 
positiv bewertet. 
 
Die Genehmigungsvoraussetzungen erscheinen sachgerecht und ausreichend, um diese – 
für Hessen neue – Beisetzungsform zu reglementieren. Auch hier wurde sich an der 
Regelung in Bremen orientiert, die sich mittlerweile etabliert hat. 
 
c) Urnenaushändigung zur privaten Aufbewahrung und Ascheteilung 
 
Auch mit der Ermöglichung dieses Umgangs mit der Totenasche ginge Hessen unter 
Umständen als erstes Bundesland neue Wege der Trauerbewältigung und folgt damit 
unseren seit vielen Jahren vorgebrachten Forderungen. Wir begrüßen diese Möglichkeiten 
ausdrücklich, weil viele Menschen den Wunsch haben, einen nahen Angehörigen oder eine 
vertraute Person auch nach dem Tod Teil des eigenen Lebens werden zu lassen. Mit dieser 
Umsetzung werden die Interessen der Hinterbliebenen wie vor allem auch der Verstorbenen, 
die diese Möglichkeit nach ihrem Tod favorisieren, umfassend gewahrt. 
 
Als wichtigste Voraussetzung ist der Nachweis des Willens der verstorbenen Person zu 
diesen Handlungsmöglichkeiten im Gesetzentwurf hinreichend festgelegt. Auch die 
Formvorgabe einer schriftlichen Verfügung sehen wir als sachgerecht an, weil hier eine für 
Hessen – und das gesamte Bundesgebiet – neue Form des Umgangs mit der Totenasche 
eingeführt wird. Diesem Aspekt trägt die verhältnismäßig strenge Formvorschrift Rechnung. 
Gleiches gilt für die Festlegung der Dokumentationspflicht sowie die fortgeltende 
Beisetzungspflicht für Aschereste. 
 
Die Regelung in § 22 Absatz 6 ist kritisch zu sehen, soweit auf sogenannte 
„Sozialbestattungen“ Bezug genommen wird. Der Begriff hat sich zwar im Laufe der Zeit 
verfestigt, ist aber letztlich kein Rechtbegriff. Es wird damit auch keine Bestattungsform 
umschrieben, sondern lediglich auf die Kostenübernahmemöglichkeit nach § 74 SGB XII 
verwiesen. Diese gehört dem Sozialhilferecht an, für die der Bund die 
Gesetzgebungskompetenz nach Art. 72 GG i.V.m. Art. 74 Nr. 7 GG besitzt. Den 
Bundesländern obliegt lediglich die Ausführung der Sozialhilfe als eigene Angelegenheit (Art. 
83 GG). Es ist daher zweifelhaft, ob sich die zuständigen Sozialhilfeträger an die Vorgabe 
des § 11 Absatz 11 zu halten haben. Den dahinterstehenden Zweck heißen wir gut, weil 



damit von staatlicher Seite klargestellt wird, dass die – mutmaßlich geringeren – Kosten der 
neuen Bestattungsformen nicht allein als „erforderlich“ im Sinne des § 74 SGB XII 
angesehen werden dürfen. 
 
Insgesamt wird der Gesetzentwurf der Fraktion der FDP unsererseits insoweit begrüßt, als 
der allgemeine Friedhofszwang nach § 4 Abs. 1 der gegenwärtigen Gesetzesfassung 
ersatzlos aufgehoben wird. 
 
 
§ 5 Abs. 2 S. 2 Einfriedung 
 
Die geforderte Umfriedung halten wir bei Bestattungswäldern für nicht notwendig und oft 
kaum praktikabel. Die Vorschrift sollte daher mindestens für Bestattungswälder angepasst 
werden. In diesem Zusammenhang wäre es unseres Erachtens sinnvoll, die vorhanden 
Bestattungswälder in das FBG aufzunehmen und den Beispielen Schleswig-Holsteins und 
Thüringens folgend eine Regelung bezüglich der Bestattungswälder zu implementieren. 
 
Insofern erachten wir den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP (Drs. 21/2498) für 
gelungen, weil er die bestehenden Bestattungswälder ausdrücklich legalisiert und Kriterien 
für den Einrichtung und Ausgestaltung nennt. Ein Gleichlauf der Begrifflichkeiten 
„Verstreuen“ und „Ausbringen“ wäre dabei ebenso wünschenswert wie die Vorgabe 
biologisch abbaubarer Urnen. 
 
 
§ 6 Abs. 2 Ruhefristen 
 
Man könnte daran denken, die Mindestruhefrist für Totenaschen im Vergleich zu der für 
Leichen zu verkürzen. Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 19.06.2019, Az.: 6 
CN 1.18 selbst eine zweijährige Ruhefrist bei Urnen als unbedenklich eingestuft. Ein solcher 
Zeitraum von zwei Jahren als Ruhezeit für Urnen, d.h. als Zeit der Totenruhe in der 
Grabstätte, verletze die postmortale Menschenwürde nicht. Eine solche Zeitdauer trage dem 
postmortalen Achtungsanspruch Verstorbener Rechnung, wenn der Friedhofsträger 
satzungsrechtlich vorsieht, Totenruhe und Totengedenken vorrangig durch langjährige 
Nutzungsrechte an Grabstätten zu schützen. Einer Verkürzung der Mindestruhefrist für 
Urnen auf zum Beispiel 10 Jahre stünden also keine rechtlichen Bedenken entgegen. Dies 
käme vielen Bürgern entgegen, die sich angesichts der Mobilität der heutigen Gesellschaft 
häufig nach kürzerer Zeit schon nicht mehr an den Friedhof gebunden fühlen und daher eine 
weitere Grabpflege lediglich noch als Belastung empfinden. 
 
 
§ 9 Leichenbegriff 
 
Der Begriff des „Hirntods“ sollte als Kriterium für die Feststellung einer „Leiche“ nicht weiter 
herangezogen werden. Die Feststellung des Hirntods ist in keinem anderen Bundesland als 
Definitionsmerkmal für Verstorbene verwendet und hat jenseits des Transplantations-
gesetzes keine rechtliche Bedeutung erlangt. Als sogenanntes „sicheres Zeichen des Todes“ 
kann er im Rahmen von § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 1. Alternative ohnehin herangezogen 
werden. 
 
Der Gesetzentwurf der Fraktion der FDP geht über den Gesetzentwurf insoweit hinaus, als 
der Fall geregelt wird, dass Eltern das Bestattungsrecht für tot geborene Kinder, die nicht 
unter § 9 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 fallen, nicht ausüben. Für die Behandlung dieser Situation wird 
eine Regelung vorgeschlagen, die derzeit auch in Rheinland-Pfalz im Rahmen des aktuellen 
Gesetzgebungsverfahrens diskutiert wird. Die Begrifflichkeiten „Totgeburt“ und „Fehlgeburt“ 
werden zwar in der Personenstandsverordnung verwendet, jedoch in dieser Form nicht im 



Hessischen FBG. Sinnvoller und systematisch korrekt wäre es, von „ein totgeborenes Kind, 
das nicht unter Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 fällt“, zu sprechen. 
 
 
§ 10 Abs. 10 Zweite Leichenschau 
 
Die Notwendigkeit einer zweiten Leichenschau für den Fall der Überführung in das Ausland 
wäre zu überprüfen, auch weil dies in den anderen Bundesländern nur selten so festgelegt 
ist (siehe unten Teil C). 
 
In Anbetracht der Tatsache, dass mittlerweile alle Bundesländer der Bundesrepublik 
Deutschland eine zweite Leichenschau vor der Einäscherung vorschreiben und auch 
keinerlei Diskussionen zu ihrer Abschaffung geführt werden, erscheint die Regelung des 
Satz 2 aktuell entbehrlich. 
 
 
§ 13 Sorgepflichtige Personen 
 
Durch den Verweis auf § 8 HSOG werden die Angehörigen nach § 13 Abs. 2 zu 
Gesamtschuldnern der Kosten einer durch den Gemeindevorstand durchgeführten 
Bestattung. Angesichts des doch recht großen Kreises möglicher Verpflichteter, kann sich 
der Gemeindevorstand als örtlicher Ordnungsbehörde wegen der Bestattungskosten 
regelmäßig an eine Vielzahl von Angehörigen wenden und einer einzelnen Person die 
Gesamtkosten auferlegen, zum Beispiel einem Bruder oder einer Schwester des 
Verstorbenen. In den Fällen einer Ordnungsamtsbestattung hat der Verstorbene meist 
keinen werthaltigen Nachlass hinterlassen, sodass der Sorgepflichtige (Bestattungspflichtige) 
sich wegen einer Kostenerstattung nicht erfolgreich an die Erben wenden kann. Damit 
verbleiben regelmäßig als Anspruchsgegner wegen der Bestattungskosten die übrigen 
Bestattungspflichtigen. Es ist dem vom Ordnungsamt in Anspruch genommenen jedoch 
unzumutbar, eine Vielzahl von Sorgepflichtigen anteilsmäßig in Anspruch zu nehmen.  
 
Diese Problematik würde stark dadurch abgefedert, dass eine Rangfolge bei der 
Inanspruchnahme der Angehörigen eingeführt würde, wie es auch in den anderen 
Bundesländern nahezu überall der Fall ist. Diese Reihenfolge würde sich bei dem in Hessen 
angenommenen Kreis zum Beispiel wie folgt darstellen: 
1. Ehegatte oder Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz  
2. Kinder  
3. Eltern  
4. Großeltern 
5. Enkel  
6. Geschwister 
 
Wenn ein vorrangig Verpflichteter vorhanden ist, sollte ein nachrangig Verpflichteter nicht in 
Anspruch genommen werden dürfen. Dies gibt auch der Ordnungsbehörde eine eindeutige 
Handlungsvorgabe. 
 
Ebenso würde eine Reihenfolge unter Sorgepflichtigen den die Rechtslage für die 
Angehörigen vereinfachen und den Kostenersatz in den Fällen der Ordnungsamtsbestattung 
praktikabel machen. Auch im Rahmen von § 74 SGB XII („Sozialbestattung“) würde es zu 
Vereinfachungen führen. Denn der Sozialhilfeträger müsste einerseits nicht die Anträge von 
vielen Verwandten prüfen, und andererseits dürfte der Antragsteller dann nicht darauf 
verwiesen werden, sich an zahlreiche andere nachrangige Verpflichtete halten zu müssen. 
 
 
 
 



§ 14 Bestattungsart 
 
Die Vorschrift des § 14 ist mit Bestattungsart überschrieben, die zugelassenen 
Bestattungsarten (in erster Linie Erd- und Feuerbestattung) werden jedoch nicht genannt, 
umschrieben oder definiert. Sie erscheinen erst im Rahmen der Vorschriften der §§ 19 und 
20. Hier sollte das Gesetz überarbeitet werden. 
 
In Absatz 1 sollte neben der „Bestattungsart“ auch der Bestattungsort auf dem Willen der 
verstorbenen Person beruhen; hier wäre also eine Ergänzung des Wortlauts vorzunehmen 
und der Rechtslage in den Nachbarländern Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Thüringen 
und Niedersachsen anzugleichen. 
 
Die oder der Verlobte wird in Absatz 2 als entscheidungsbefugt genannt. Dies ist bundesweit 
einzigartig und sachlich auch nicht notwendig. Hier (und in Absatz 3) schlagen wir eine 
Streichung vor. 
 
Bei dem sogenannten Totensorgerecht, dem Recht über Art und Ort der Bestattung zu 
bestimmen, handelt es sich um (zivilrechtliches) Gewohnheitsrecht. Hiernach ist es in 
Deutschland unstreitig so, dass Verstorbene eine Person bestimmen dürfen, die das 
Totensorgerecht innehat. Es ist also möglich, dass Verstorbene zum Beispiel einem Freund, 
dem sie besonders vertrauen, zu Lebzeiten das Totensorgerecht übertragen. Dieser darf 
damit an erster Stelle über die Bestattungsart entscheiden. Dem widerspricht aber (teilweise) 
die Regelungen in § 14 Abs. 2 und Abs. 4. Es handelt sich dabei um eine kompetenz-
überschreitende Rechtssetzung. Denn bei der Reihenfolge der Totensorgeberechtigten 
handelt es sich unserem Kenntnisstand nach um Bundesgewohnheitsrecht. Als 
zivilrechtliche Regelung unterfällt das Totensorgerecht Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 GG, der 
konkurrierenden Gesetzgebung, Bundesgewohnheitsrecht kann hierbei durch Landesrecht 
nicht aufgehoben werden. 
 
Es erscheint ohnehin sinnvoller, Entscheidungen bei Streitigkeiten über das Totensorgerecht 
den Zivilgerichten zu belassen und dieses nicht dem Gemeindevorstand – wie in § 14 Abs. 4 
teilweise geschehen – aufzubürden. 
 
Der Gesetzentwurf der Fraktion der FDP sieht eine Ergänzung des § 14 vor. Die zu 
regelnde Materie ist jedoch eher in § 13 zu verorten (dort: Absatz 4 oder Absatz 5). Inhaltich 
werden die vorgeschlagenen Ergänzungen für den Fall der Bestattung durch den 
Gemeindevorstand als durchaus sinnvoll angesehen. Der vorgeschlagene Absatz 6 sollte 
jedoch ergänzt werden: „[...], wenn Anhaltspunkte für eine Zugehörigkeit einer 
Religionsgemeinschaft bestehen, nach deren Vorschriften eine Feuerbestattung nicht 
durchgeführt werden darf.“ 
 
Hinsichtlich des zu ergänzenden Absatz 8 werden hier Konflikte mit der 
Gesetzgebungskompetenz erkannt, weil es sich um eine sozialhilferechtliche Regelung 
handelt. 
 
 
§ 15 Beschaffenheit der Särge 
 
Aus Ökologie- und Nachhaltigkeitsgesichtspunkten ist bislang lediglich für Friedhöfe 
allgemein in § 5 Abs. 2 S. 1 festgeschrieben, dass „den Belangen des Umweltschutzes“ 
Rechnung zu tragen ist. Man könnte darüber nachdenken, die Nachhaltigkeit nicht alleine in 
der Hand der Friedhofsträger zu belassen und punktuell generelle Regelungen 
festzuschreiben. Dabei wäre eine Abwägung zwischen den Rechten und Bedürfnissen der 
Angehörigen (nach zum Beispiel Grabbeigaben, gewünschter eigener Kleidung) und dem 
Umweltschutz andererseits zu treffen. Für Feuer- und Erdbestattungssärge könnte zum 
Beispiel deren Umweltverträglichkeit ohne Bedenken vorgeschrieben werden. Bei 



Beisetzungen in Kolumbarien ergibt es sicherlich eher Sinn, von vergänglichen Urnen 
abzusehen, während in Bestattungswäldern in der Regel dem Umweltgedanken wohl durch 
vergängliche Urnen Rechnung getragen werden könnte. 
 
 
§ 16 Wartefrist für Bestattungen 
 
Wir schlagen vor, die bisherige Wartefrist von 48 Stunden auf 24 Stunden zu reduzieren, um 
dem Bedürfnis Angehöriger nach einer zeitnahen Bestattung entgegenzukommen. Zwar ist 
die 48-Stunden-Frist im Bundesgebiet noch weit verbreitet, aktuellere Gesetzesänderungen 
(zum Beispiel Berlin) hatten zuletzt aber eine Reduzierung der Frist zum Gegenstand. 
 
 
§ 18 Abs. 1 Abschiednahme am geöffneten Sarg 
 
Vielen Angehörigen hilft es, am geöffneten Sarg von der verstorbenen Person Abschied 
nehmen zu können. Diese Möglichkeit ist durch die Regelung in § 18 Abs. 1 allerdings 
unterbunden. Wir plädieren hier für eine Öffnung des Gesetzes hin zu dieser traditionellen 
Handlungsmöglichkeit; zumindest sollte eine Gestattung durch zum Beispiel den 
Gemeindevorstand in das FBG aufgenommen werden. 
 
 
§ 18 Abs. 2 Sarglose Bestattung 
 
Die Regelung, dass eine Bestattung ohne Sarg gestattet werden kann, sollte von der 
Voraussetzung „religiöser Gründe“ gelöst werden. Stattdessen sollten sarglose Bestattungen 
– gemeint sind Beisetzungen in der jeweiligen Grabstelle – grundsätzlich immer dann 
zugelassen werden, wenn sie dem Willen der Verstorbenen entsprechen. Entsprechende 
Vorgaben enthalten die Bestattungsgesetze Mecklenburg-Vorpommerns und Schleswig-
Holsteins, auch der aktuelle Gesetzentwurf im Bundesland Rheinland-Pfalz sieht religiöse 
Gründe nicht mehr als zwingend notwendig an. 
 
Eine Streichung des Absatzes 2, wie sie der Gesetzentwurf der Fraktion der FDP vorsieht, 
können wird daher nicht gutheißen, weil damit eine ausnahmslose Sargpflicht 
vorgeschrieben wäre. 
 
Dies stünde auch im Widerspruch zu vorgeschlagenen § 23 (Tuchbestattungen). Diese 
vorgesehene Regelung wird unsererseits begrüßt. Wie im aktuellen 
Gesetzgebungsverfahren in Rheinland-Pfalz werden die religiösen (oder weltanschaulichen) 
Gründe nicht als zwingende Voraussetzung gefordert. Die Begrenzungen aus 
entgegenstehenden überwiegenden öffentlichen Belangen oder gesundheitlichen Gründen 
erscheinen akzeptabel, dürften im Regelfall jedoch keine Anwendung finden.  
 
Auch den weiteren Änderungen des § 20 im Gesetzentwurf der Fraktion der FDP kann nicht 
gefolgt werden. Die vorgeschlagene Regelung in einem neuen Absatz 4 greift in die 
Satzungskompetenz der Friedhofsträger ein, außerdem sind entsprechende Möglichkeiten 
auf hessischen Friedhöfen bereits weitgehend verbreitet. Die Verwendung biologisch 
abbaubarer Urnen in oberirdischen Urnenwänden erscheint wenig sinnvoll. Demgegenüber 
finden sich derartige Vorgaben für Urnengrabstätten im Erdboden bereits vielerorts in den 
Friedhofssatzungen. 
 
 
§ 20 Abs. 3 Umgang mit Implantaten 
 
Die Entnahme von Implantaten aus der Totenasche sollte – bei nicht entgegenstehendem 
Willen der Verstorbenen oder deren Erben und Totensorgeberechtigten – ausdrücklich als 



zulässig anerkannt werden. So können die Erlöse aus den Wertstoffen – wie heute vielfach 
schon Praxis – etwa wohltätigen Zwecken zugeführt werden. Unseres Erachtens sollte nicht 
die Größe der Gegenstände alleine maßgeblich sein, sondern die Herkunft. Was kein 
natürlicher Bestandteil ist, kann auch, sofern es dem Willen der Verstorbenen nicht 
widerspricht, dem Wertstoffkreislauf wieder zugeführt werden. Allerdings sollte auch auf 
diejenigen Rücksicht genommen werden, denen es wichtig ist, mit den Implantaten 
beigesetzt zu werden. Zumindest sollte daher die Möglichkeit gegeben werden, dies 
ausdrücklich zu bestimmen. Entsprechend regeln beispielsweise die Bestattungsgesetze 
Niedersachsens oder Schleswig-Holsteins die Entnahme von Metallteilen aus der 
Totenasche.  
 
 
§ 25 Abs. 2 Beförderung mit Kraftwagen 
 
In nahezu jedem Fahrzeug werden nach allgemeinem Wortverständnis „Personen befördert“. 
Das Wort „Personen“ sollte gestrichen werden, da anderenfalls überhaupt kein Raum mehr 
für Ausnahmen verbliebe. 
 
 
§ 26 Umbettung 
 
Angesichts der heutigen Mobilität der Gesellschaft wünschen viele Angehörige eine 
Vereinfachung der Umbettung von Urnen. Die Rechtsprechung stellt mit dem „wichtigen 
Grund“ zu hohe Anforderungen an die Ausnahmegenehmigungen, die nach unserem 
Dafürhalten viel zu selten erfüllt werden können bzw. als erfüllt angesehen werden: 
Ein solcher wichtiger Grund liegt nach der Rechtsprechung nämlich nur vor, wenn die 
Umbettung die Würde der Verstorbenen besser wahre und deren Willen besser Rechnung 
trage als die Art bzw. der Ort der bereits vorgenommenen Beisetzung. Der wichtige Grund 
soll gemäß dieser Rechtsprechung nur in drei restriktiv ausgelegten Fallgruppen 
anzunehmen sein: 
 
a) Wenn Verstorbene zu Lebzeiten ihr ausdrückliches Einverständnis mit der Umbettung 
erklärt haben, 
b) wenn Tatsachen und Umstände gegeben seien, aus denen der diesbezügliche Wille der 
Verstorbenen mit hinreichender Sicherheit gefolgert werden könne und 
c) im Einzelfall, wenn das Recht auf Totenfürsorge (insbesondere Grabpflegemaßnahmen/-
besuche) in unzumutbarer Weise erschwert oder gar unmöglich gemacht würden. 
 
Beispielsweise wird bei Wohnortwechseln älterer Menschen aus Gründen der 
Pflegebedürftigkeit ein wichtiger Grund meist nicht angenommen, da es sich nicht um eine 
atypische Situation handeln soll, die das Gebot der Totenruhe ausnahmsweise zurücktreten 
lässt. Es wäre aber ein Gebot der Menschlichkeit, Senioren die Mitnahme der sterblichen 
Überreste ihres verstorbenen Ehepartners an eine Begräbnisstätte am Ort ihres letzten 
Lebensabschnitts zu gewähren – es sei denn, der Wille der Verstorbenen stünde entgegen.  
 
Der wichtige Grund sollten definiert werden: 
 
„Als wichtige Gründe gelten insbesondere 
a) die Zusammenführung von Familienmitgliedern in einer Grabstätte,  
b) erst nach den Bestattungen bekannt gewordene Willenserklärungen der Verstorbenen, 

die den Wunsch eines anderen Bestattungsortes erkennen lassen, 
c) die Missachtung des Willens der Verstorbenen zum Bestattungsort, 
d) die Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit des Besuchs der bisherigen Grabstätte für einen 

Antragsberechtigten.“ 
 
 



C. Bewertung der Gesetzesänderung 2018 
 
§ 6 Abs. 3: 
 
Diese Ergänzung stellt eine Änderung der Rechtslage dar und schränkt die Möglichkeiten 
der Angehörigen unnötig ein. Der Friedhofszwang ist verfassungsrechtlich insgesamt schon 
fragwürdig (vgl. Birgit Schmidt am Busch in: Der Staat 2010, Postmortaler Würdeschutz und 
gesetzgeberische Gestaltungsfreiheit, S. 234ff). Auch ist unstreitig, dass das notwendige 
Maß des Schutzes der Totenruhe mit Zeitablauf abnimmt (Birgit Schmidt am Busch a.a.O., 
S. 224).  
 
Vor diesem Hintergrund ist es nicht einsehbar, dass auch noch für die Zeit nach Ablauf der 
Ruhezeit für die Totenasche am Friedhofszwang festgehalten werden soll. Es ist 
unverständlich, weshalb die Urne dann nicht an Angehörige herausgegeben werden soll, 
insbesondere nicht, wenn die Verstorbenen ohnehin nicht auf einem Friedhof beigesetzt 
werden wollten.  
 
Der Wunsch zur Urnenherausgabe nach Ablauf der Ruhezeit wird immer wieder an uns 
herangetragen. Solange der Wille der Verstorbenen dem nicht entgegensteht, sollte diesem 
Wunsch nachgekommen werden. Die Angehörigen wissen in aller Regel am besten, was die 
Verstorbenen sich gewünscht hätten und was damit deren Würde am ehesten dient. Die 
Aufbewahrung der sterblichen Überreste nach Ablauf der Ruhezeit ist auf den Friedhöfen 
entgegen der öffentlichen Vorstellung leider häufig alles andere als ideal gelöst. Für den Fall, 
dass keine Angehörigen die Herausgabe der Urne wünschen, mag die Verpflichtung zu einer 
neuen Beisetzung auf dem Friedhof zu einer gewissen Verbesserung geführt haben. Doch 
geht das – nach dem Wortlaut wohl damit einhergehende – grundsätzliche Verbot der 
Herausgabe an Angehörige zu weit. 
 
 
§ 10 Abs. 10 Satz 1:  
 
Die Erstreckung der zweiten Leichenschau auf Fälle der Überführung Verstorbener ins 
Ausland wird nach wie vor nicht als notwendig erachtet. Dies ist in anderen Bundesländern 
nicht üblich und unnötiger Mehraufwand. Mit Übertritt ins Ausland gelten die dortigen 
Bestattungsregelungen. Ein grundsätzliches Misstrauen gegenüber ausländischen Gesetzen 
und Behörden ist unangebracht.  
 
Unerwähnter eigentlicher Sinn und Zweck einer solchen Regelung ist wohl, insbesondere 
unentdeckte Mord- und Totschlagsfälle offen zu legen. Das Problem liegt jedoch in der 
Qualität der ersten Leichenschau, nicht darin, dass zuvor im Falle einer Überführung ins 
Ausland keine zweite Leichenschau vorgenommen wird. Insofern sollte es nach wie vor das 
Ziel sein, eine erste qualitativ hochwertige Leichenschau zu erreichen, statt kostenintensiven 
Formalismus beizubehalten. Insbesondere wären von diesem Formalismus auch solche 
Verstorbene betroffen, bei denen überhaupt keine Einäscherung geplant und vorgenommen 
wird. Im Falle einer Erdbestattung im Ausland besteht aber keinerlei Rechtfertigung für eine 
Ungleichbehandlung mit einer Erdbestattung im Inland. 
 
 
§ 16 Abs. 1 Satz 5: 
 
Die eingeführte Beisetzungsfrist für Urnen wird von uns als im Wesentlichen sinnvoll 
eingeschätzt (unter der Voraussetzung, dass die Friedhofspflicht für Urnen nicht ohnehin 
abgeschafft wird). Entsprechend der Rechtlage in anderen Bundesländern sollte sie 
allerdings auf drei oder sechs Monate verlängert werden. 
 
 



§ 20 FBG 
 
Es ist aus unserer Sicht nach wie vor unverständlich, dass an dem absoluten Verbot des 
Verstreuens von Asche auch auf Friedhöfen festgehalten wird. Mindestens dann, wenn diese 
Bestattungsart dem Willen des Verstorbenen entspricht, sollte sie zugelassen sein. Es gibt 
eine Vielzahl von Menschen, denen die Verstreuung ihrer Asche ein echtes Bedürfnis ist. 
Daher hat zwischenzeitlich fast die Hälfte aller Bundesländer die Möglichkeit der 
Ascheverstreuung auf Friedhöfen für zulässig erklärt. 
 
Das Verbot der Urnenherausgabe an Angehörige schießt weit über das aus unserer Sicht 
ohnehin fragwürdige Ziel hinaus. Es ist vollkommen unnötig und wird in anderen 
Bundesländern richtiger Weise anders gehandhabt. Viele Angehörige empfinden es als 
pietätlos, wenn die Totenasche per Post bzw. Paketdienst verschickt wird. Da § 20 Abs. 3 S. 
1 aber nur ein „Versenden“ an eine Friedhofsverwaltung zulässt, ist nach dem Wortlaut bei 
engem Verständnis schon derzeit keine andere Möglichkeit als der Paketversand eröffnet. 
Nicht einmal die Übergabe an Mitarbeiter von Bestattungsunternehmen ist hiernach zulässig. 
Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb dem Postdienstleister mehr Vertrauen 
entgegengebracht wird – es sind auf dem Postweg schließlich Urnen auch schon verloren 
gegangen oder beschädigt worden – als den Angehörigen bzw. Totensorgeberechtigten.  
 
Alleine eine Friedhofsverwaltung als zulässigen Adressaten anzusehen, ist ebenso unsinnig. 
Im europäischen Ausland ist es großenteils zulässig, die Asche außerhalb von Friedhöfen 
beizusetzen bzw. aufzubewahren. Weshalb in solchen Fällen eine Versendung an eine 
(ausländische) Friedhofsverwaltung vorgeschrieben sein soll, erschließt sich uns nach wie 
vor nicht. Dies führt in der Praxis immer wieder zu unnötigen Komplikationen. Ausländische 
Friedhofsverwaltungen verstehen nicht, weshalb sie eine Urnenanforderung fertigen sollen, 
wenn zum Beispiel ohnehin ein Verstreuen in der freien Natur geplant ist.  
 
Der seinerzeit eingefügte Satz 3 würde es den Angehörigen überdies grundsätzlich 
verbieten, die Urne von der Trauerhalle zum Grab zu tragen. Das geht unserer Meinung 
nach entschieden zu weit und entbehrt jeglicher sachlichen Grundlage. Dem Bedürfnis vieler 
Menschen, Verstorbene auf ihrem letzten Weg begleiten zu können, wird durch die 
Änderung des Gesetzes nicht Rechnung getragen. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Aeternitas e.V. 
 
 

 
 
 

Christoph Keldenich 
    - Vorsitzender - 
 



Stellungnahme zum Entwurf des Dritten Gesetzes zur Änderung des Friedhofs- und 
Bestattungsgesetzes (Drucksache 21/2378) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

als Bestattungsunternehmen mit langjähriger Erfahrung in der Praxis der Bestattungsvorsorge 
und -durchführung möchten wir zum vorliegenden Gesetzentwurf Stellung nehmen. Wir 
begrüßen ausdrücklich die Bestrebungen des Hessischen Landtags, das Friedhofs- und 
Bestattungsgesetz weiterzuentwickeln und an die tatsächlichen Herausforderungen der Praxis 
anzupassen. 

1. Zustimmung zu den vorgesehenen Änderungen 

Folgende Punkte des Gesetzentwurfs unterstützen wir ausdrücklich: 

a) Klarstellung des Rechts auf individuelle Bestattung totgeborener Kinder unter 500 g: Dies 
ist ein wichtiger Schritt im Sinne der Trauerarbeit betroffener Eltern und stellt sicher, 
dass diese sensible Thematik mit der gebotenen Würde und Transparenz behandelt wird. 

b) Neuregelung der Zweiten Leichenschau: Die Einschränkung auf fachlich qualifizierte 
Rechtsmediziner oder entsprechend ermächtigte Ärzte ist ein entscheidender Beitrag 
zur Qualitätssicherung und dient der rechtlichen Klarheit im sensiblen Bereich der 
Leichenschau. 

c) Verlängerung der Bestattungsfrist auf zehn Tage: Diese Regelung entspricht den 
praktischen Abläufen in der heutigen Zeit und entlastet Angehörige, Behörden und 
Bestatter. 

d) Redaktionelle und begriffliche Anpassungen: Diese tragen zur Rechtsklarheit bei und 
reflektieren die tatsächlichen Gegebenheiten im Pflege- und Bestattungswesen. 

2. Anmerkungen und Ergänzungsbedarf zum Punkt Zuständigkeiten bei fehlenden 
Angehörigen 

Die Neuregelung des § 13 FBG sieht vor, dass im Todesfall die Einrichtung, in der eine 
verstorbene Person gelebt hat, zur Veranlassung der Sorgemaßnahmen verpflichtet ist, sofern 
keine Angehörigen vorhanden oder erreichbar sind. Dies stellt zwar eine formale Klärung dar, 
greift aber aus Sicht der Praxis zu kurz und führt zu folgenden Problemen: 

- Fehlende Eigenverantwortung: Die derzeitige Gesetzeslage fördert nicht, dass Menschen sich 
bereits zu Lebzeiten eigenverantwortlich mit ihrer Bestattung auseinandersetzen. 

- Hoher Verwaltungsaufwand bei Todesfällen in Einrichtungen: Gerade in Seniorenheimen 
und ähnlichen Einrichtungen kommt es häufig vor, dass keine Angehörigen bekannt oder 
erreichbar sind. Dies führt zu erheblichem bürokratischem Aufwand bei der Einrichtung, bei 
kommunalen Behörden und bei uns als Bestattungsunternehmen. 

- Finanzielle Schieflage: Der mit solchen Fällen verbundene Aufwand steht häufig in keinem 
Verhältnis zur Vergütung, während das Vermögen des Verstorbenen vollständig an das Land 
Hessen fließt. 

Wir schlagen daher vor, den Gesetzentwurf, um folgende Bestimmung zu ergänzen: 

Personen, die dauerhaft in stationären Einrichtungen leben, sollen verpflichtet werden, eine 
Bestattungsvorsorge in Höhe eines Betrags innerhalb des Schonvermögens (derzeit bis 10.000 €) 
zu treffen. Dies kann durch die Person selbst, ihre Angehörigen oder eine Betreuungsperson 



erfolgen. Einrichtungen soll dadurch eine rechtliche Grundlage gegeben werden, bereits beim 
Einzug entsprechende Nachweise einzufordern. 

Vorteile dieser Ergänzung: 

- Entlastung der Verwaltung 

- Vermeidung unklarer Zuständigkeiten 

- Sicherstellung einer finanzierten Bestattung 

- Finanzielle und rechtliche Klarheit für alle Beteiligten 

 

Stellungnahme zum Eilantrag vom 06.08.2025 (Drucksache 21/2498) 

Zustimmung zu den Änderungen zu den § 9, 14 und 21 

Zu §4 Private Bestattungsplätze und Begräbniswälder: 

1) Bei Privaten Bestattungsplätzen sehen wir die Gefahr, dass hier nicht langfristig geplant 
wird. Wir leben in einer Welt, in der sich insb. der Wohnort schnell ändern kann und 
somit ein Begräbnisplatz im eigenen Garten oder auf dem eigenen Grundstück nicht 
langfristig angelegt werden kann.  
Alternativ würden wir empfehlen die Herausgabe der Urne an Angehörige für einen 
gewissen Zeitraum (von bspw. 2-3 Monaten) zu ermöglichen, um den Trauerprozess zu 
unterstützen und keine Vorschnelle Entscheidung bzgl. der Grabstätte gefällt werden 
muss. 
Sollte es sich um einen bereits vorhandenen Friedhof auf einem privaten Grundstück 
handeln – so sollte es eine Möglichkeit geben hier über die Kommune eine Bestattung 
genehmigen zu lassen. 

2) Begräbniswälder stehen vor großen klimatischen Herausforderungen. Viele Bäume in 
deutschen Bestattungswäldern mussten bereits kurzfristig gefällt werden aufgrund von 
Hitze- oder Sturmschäden. Aus unserer Sicht sind Bestattungswälder nicht 
zukunftsträchtig und es müssen hier naturnahe und pflegeleichte oder -freie Alternativen 
auf kommunalen Friedhöfen errichtet und ermöglicht werden. 

 

Zu § 18: Bestattungsfeierlichkeiten 

Abschied nehmen am offenen Sarg ist für viele Angehörige sehr wichtig und ein Teil des 
Trauerprozesses. Wir halten es für sinnvoll eine Abschiednahme am offenen Sarg vor einer 
Trauerfeier für den engsten Familienkreis zu ermöglichen. 

Zu § 20: Feuerbestattung 

Zu (5) wäre unser Wortlaut: „Für die Beisetzung in Urnengräbern und Urnenwänden dürfen nur 
noch biologisch abbaubare Urnen verwendet werden. 

Begründung: Nach Ablauf der Ruhefrist werden Urnen zumeist in Sammelgrabstätten 
beigesetzt. Aus Gründen der Nachhaltigkeit sollten dies daher nur noch biologisch abbaubare 
Urnen sein. Denn: auf vielen Friedhöfen sind in Erdgräbern gar keine Urnen mehr erlaubt, die 
nicht biologisch abbaubar sind. 



Zu § 22: Weitere Bestattungsformen außerhalb von Friedhöfen 

Keine Zustimmung zur Ausbringung der Asche auf einem privaten Grundstück. Einer 
Aushändigung der Urne für einen definierten und begrenzten Zeitraum stimmen wir zu. 

Zu § 23: Tuchbestattungen 

Fragen hierzu:  

- Wer führt diese Bestattungen durch?  
- Wie wird gewährleistet, dass niemand auf dem Friedhof von einer solchen Bestattung 

beeinträchtigt wird (Besucher, andere Beisetzungen usw.) 

Vor Umsetzung einer solchen Gesetztes Änderung muss mit den an der Durchführung 
Beteiligten Personen gesprochen werden, um die Rahmenbedingungen genauer zu fassen. 

 

Prinzipiell stehen wir Neuerungen und Änderungen sehr liberal und offen gegenüber, um 
die Bestattungskultur positiv zu verändern. 

Jedoch sehen wir im alltäglichen Umgang, dass mit dieser Liberalisierung auch eine Pflicht 
für jeden Einzelnen einhergehen muss, sich zu Lebzeiten um das eigene Lebensende zu 
kümmern und finanziell vorzusorgen. Diese Pflicht sollte bspw. auch im Betreuungsrecht 
verankert sein. 

 

Wir danken für die Möglichkeit, unsere Praxiserfahrungen in den Gesetzgebungsprozess 
einbringen zu dürfen und stehen für Rückfragen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Senta Kahrhof 

Kahrhof Bestattungen GmbH & Co. KG 

Merckstr. 13 

64283 Darmstadt 

Darmstadt, im August 2025 



Bestatterverband Hessen e. V. 18.08.2025 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Bestatterverband Hessen e. V. bedankt sich für die Möglichkeit, im Rahmen des Anhö
rungsverfahrens Stellung zur geplanten Änderung des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes 
zu nehmen. 
 
Wir begrüßen die angestrebten Anpassungen ausdrücklich. Die vorgesehenen Änderungen 
stellen aus unserer Sicht einen wichtigen Schritt zur Modernisierung des Bestattungsrechts 
in Hessen dar und tragen zur Klarstellung sowie zur Verbesserung bestehender Regelungen 
bei. 
 
Die geplanten Änderungen stärken die Transparenz und Professionalität im Bestattungswe
sen und Fördern eine würdige sowie rechtssichere Durchführung von Bestattungen im Land 
Hessen. 
 
Für Rückfragen oder eine weiterführende fachliche Einschätzung stehen wir Ihnen jederzeit 
gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Dominik Kracheletz  
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